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A-13 in Trippelschritten
auch in Hessen
Start mit 10 Prozent der Differenz zu A12 
zum 1.  August 2023 – Ende der Anpassung 
2028 – ein langer Kampf neigt sich dem 
Ende zu. Das dicke Brett ist gebohrt.

Foto: Demo in Frankfurt am 12. 11. 2022

Der Strudel
 Es ist an der Zeit!

Alle Jahre wieder startet die Kampagne der 
Abschlussprüfungen an den weiterführenden 
Schulen. Und alle Jahre wieder bleibt fest  zu-
hal ten: Die Belastungen sind hoch, die Ent-
las tun gen sind gering und in keiner Weise
ausreichend. Und wir sehen es als unsere Auf-
 ga be an, dieses Missverhältnis, das im Bil-
dungsbereich an vielen Stellen besteht, sicht-
bar zu machen und positiv zu verändern – 
entweder durch Verzicht auf nicht notwendige
Belastungen oder ausreichende Entlastung 
bei notwendigen Aufgaben. 

Bei den Abschlussprüfungen versuchen 
wir dies durch Arbeitszeitrechner, den wir 
den Kolleg*innen zur Verfügung stellen, um 
ihre Arbeitszeiten zu dokumentieren. An
anderen Stellen müssen wir es mit anderen 
Mitteln machen. Wie das gehen kann, wur-
de und wird auf den in ganz Hessen stattfi n-
denden Aktionskonferenzen der GEW unter 
dem Motto „Zeit für mehr Zeit“ diskutiert. 
So auch am 15. März in Frankfurt, wo an 
die 100 Kolleg*innen sich zusammengefun-
den haben, diese Thematik anzugehen. 

In der Zeit vom 26. 6. – 7. 7. 2023 wollen
wir dann an allen Bildungseinrichtungen, 
aber auch an anderen Orten mit Aktionen
 auf die Belastungen aufmerksam machen. 
Wenn ihr Interesse habt, auch daran teil-
zunehmen, kontaktiert uns. Und auch nach 
den Sommerferien werden wir weiter ge-
meinsam mit euch für notwendige Ent las-
tun gen kämpfen – es ist an der Zeit!

Laura Preusker
und Sebastian Guttmann

Zunächst der
    Versuch,
     die eigene Arbeit
    zu verbessern

  Einschränkung der 
 Kommunikation

 Einschränkung 
der Qualität

   Stundenreduzierung, 
Teilzeit

„Gratifi kationskrise“

Burnoutrisiko

Krankheit

Ausscheiden, vorzeitiger Ruhestand

Individuelle Regulations-
möglichkeiten bei Belastung
(aus dem Vortrag von
Dr. Frank Mußmann bei der
Aktionskonferenz am 15. März
2023, siehe auch S. 2/3)
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Ver.di-
Kundgebung 
Wiesbaden
21.6.2021

Die GEW Hessen veranstaltet 
gegenwärtig eine Reihe von Ak-
tionskonferenzen in verschie de-
nen Teilen von Hessen. An der
ersten am 15. März 2023 Im 
Frankfurter Südbahnhof haben
über 100 Lehrkräfte aus den 
Frankfurter Schulen an der vom 
Bezirk Frankfurt organisierten
Veranstaltung mit Dr. Frank 
Mußmann teilgenommen. 
   Zu Beginn informierte Thilo 
Hartmann, Vorsitzender der GEW 
Hessen, über die Entwicklungen 
im Streikrecht für Beamt:innen. 
Die erste mündliche Anhörung 
vor dem Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte hat am 
1. März 2023 stattgefunden.
Ein ausführlicher Bericht fi ndet 
sich in der neuen HLZ!
   Inzwischen ist auch ein Urteil
gegen die vom Hessischen Kul-
tusminister verhängten Diszipli-
narmaßnahmen wegen des 
Streiks in 2015 ergangen. Das 

Verwaltungsreicht Wiesbaden 
hob den Verweis gegen eine Kol-
legin auf. Die GEW Hessen hat 
daraufhin das Kultusministerium 
aufgefordert, alle Disziplinar-
verfahren unverzüglich einzu-
stellen und den Kolleginnen und 
Kollegen die noch ausstehenden 
Dienstjubiläen zu gewähren.  
   Im Mittelpunkt stand Frank 
Mußmann, der inzwischen eine
weitere Arbeitszeitstudie in 
Sachsen gemacht hat, welche 
die Frankfurter Ergebnisse ein-
drucksvoll bestätigt hat. Im 
Folgenden sind einige Auszüge 
aus dem Vortrag abgebildet.
Der Vortrag wurde ausgiebig 
diskutiert und Konsequenzen 
beraten. 
   Mit der von ihm ebenfalls 
durchgeführten bundesweiten 
Arbeitsbelastungsstudie, die 
sich mit der Mehrarbeit durch 
Digitalisierung auseinander-
setzt, ergibt sich ein auch wis-

senschaftlich ausführlich be-
gründeter Handlungsbedarf. Ein 
Handlungswille ist dagegen auf 
Seiten der Kultusministerseite 
nicht erkennbar.
   Das zeigten zuletzt die Vor-
schläge der Ständigen Wissen-
schaftlichen Kommission der 
Kultusminister, die auf große 
Empörung stießen und von den 
teilnehmenden Lehrkräften als 
völlig inakzeptabel eingestuft 
wurden. (siehe auch den Kom-
mentar auf der nächsten Seite). 
   Zum Schluss wurden die ge-
meinsamen Aktionstage im 
Rahmen der Kampagne „Zeit für 
mehr Zeit“ vorbereitet. Dies 
ist der Auftakt einer Reihe von 
Veranstaltungen in Hessen.
Moderiert wurde die Veranstal-
tung von Sebastian Guttmann, 
Bezirksvorsitzender Frankfurt.
   Für den 20.September 2023 
ist ein großer Aktionstag in 
Hessen vorgesehen.

Aktionskonferenz in Frankfurt
mit beeindruckenden Erkenntnissen
   

    

„Wenn ich auf die pädagogische und erzieherische Arbeit am 
Kind schaue, würde ich immer wieder Lehrerin werden.
Wenn ich auf die Bedingungen unseres Schulsystems schaue, 
dann nicht. Begründung: Arbeitszeitbelastung durch vor allem 
organisatorische und administrative Aufgaben, die durch an-
dere Personen erledigt werden können / zu große Klassen, um 
die Kinder ausreichend individuell zu fördern / das Korsett
des Lehrplans / halbherzige Inklusion / in absehbarer Zeit ist 
staatlicherseits keine Gesamt- bzw. Ganztagsschule in Sicht,
beides halte ich für zwingend notwendig, um die Herausforde-
rungen der Bildungsarbeit für die künftigen Generationen zu 
meistern / es fehlt an Perspektiven, dass sich die derzeitige Situa-
tion ändert.“ (Grundschule)

***
„An eine Vollzeitstelle ist aus gesundheitlichen Gründen schon 
nicht mehr zu denken, dabei war dies immer mein Wunsch.
Ich liebe diesen Job, aber das System, in dem wir arbeiten, 
stimmt nicht. Es schickt unzählige fantastische PädagogInnen
ins Burnout. Diese Schiefl age ist seit vielen Jahren bekannt,
doch es passiert scheinbar nichts.“ (Grundschule)

***
„Ich arbeite gern als Lehrerin, sehe mich (aber) der immensen
Arbeitszeit  / Aufwand bei minimaler Anerkennung gegen-
über nicht gewachsen, zumal ich alleinerziehende Mutter bin.“ 
(Gymnasium)

***
„Oft reduziere ich sogar noch meine Pausen in der Schule, um
eine zeitliche Reserve zu schaff en.“ (Gymnasium)

***
„Es geht nicht darum, Aufgaben abzugeben, sondern darum,
dass im Normalzustand eh schon alle ausgelastet sind und 
krankheitsbedingte Ausfälle nur mit einer Überbelastung ande-
rer kompensiert werden können, da wir dank dem (...) Kultus-
ministerium nur auf Kante planen und einstellen dürfen!“ 
(Gymnasium)

***
„Es werden zu viele Extra-Aufgaben, wie Umsetzung der Digi-
talisierung, psychologische Tätigkeit etc. auf Lehrkräfte abge-
wälzt. Die eigentliche Kernaufgabe des Unterrichtens macht
einen sehr geringen Teil der Arbeitszeit aus. (...) Es müssen mehr 
professionelle Berufsgruppen an der Schule arbeiten als nur 
Lehrkräfte, um Aufgaben aufzuteilen und besser bearbeiten zu 
können.“ (Oberschule)

***
„Es gibt zu viel wenig Zeit für administrative Aufgaben. Schul-
 lei tun gen leiden unter der Doppelbelastung (vor allem Stell -
ver tre te r*in nen) – oftmals sind diese auch Klas sen lei te r*in nen. 
Es gibt zu wenig Zeit für moderne Führung, Partizipation, 
Kooperation und Entwicklung.“ (Grundschule)

Wortmeldungen von befragten Lehrkräften

15. März 2023 im Saalbau Südbahnhof in Frankfurt am Main

Packende wissenschaftliche Erkenntnisse mit Frank Mußmann
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statt eines editorial ...

Teil 1: Gegenwart
Personalmangel und zunehmende, 
teils unerträgliche Arbeitsbelas-
tung, an den Hochschulen überdies 
das leidige Befristungsunwesen, 
Flucht aus dem Beruf und Qualitäts-
minderungen: davon sprechen die 
Betroffenen im Bildungswesen und 
die GEW seit Jahren. Inzwischen 
haben sie es sogar in die die ver-
öffentlichte Meinung geschafft.
  Das fast Gleiche ist im Gesund-
heitswesen zu beobachten. Auch 
die Ursachenanalyse kommt zu den 
gleichen Schlüssen: permanente 
Unterfi nanzierung und Flucht aus 
der staatlichen Verantwortung,
unverschämte Reformvorschläge.

Bildung: Die Pläne der Kultusmi-
nister laufen darauf hinaus, den 
selbst verschuldeten Lehrkräfte-
mangel dafür zu nutzen, den Lehr-
beruf zu entwerten, das Bildungs-
wesen zu gentrifi zieren bis hin zur 
Privatisierung und die Qualität 
zu hierarchisieren: bessere Bil-
dung für diejenigen, die es sich 
leisten können. 

Gesundheit: Die Pläne von Lauter-
bach und seinen beratenden Ge-
sundheitsökonomen werden lang-
sam, aber zunehmend als das er-
kannt, was sie sind: die breite Öff -
nung der Krankenhauslandschaft 
für Privatinvestoren und ihre Ren-
dite – durch einen nie dagewese-
nen Krankenhauskahlschlag und 
die Verwandlung von Kranken-
häusern in „Medizinische Versor-
gungszentren“ unter der Regie von 
Private Equity-Firmen.

Gewinne werden generiert 
durch Ausquetschen des Perso-
nals, Outsourcen und den rich-
tigen „Case Mix“, der genügend 
„profi table“ Krankheitsfälle be-
inhaltet.

Bisher herrscht bei den Betroff e-
nen und selbst ihren Gewerkschaf-
ten noch die Meinung vor, dass 
‚Reformen‘ im Gesundheitswesen 
oder im Bildungswesen einer vor-
übergehenden Notlage geschuldet 
seien, die es zu überwinden gelte.

Realitätsgerechter wäre es aber, 
der Politik mindestens Fahrlässig-
keit vorzuwerfen. Aber auch die-
ser Vorwurf greift vermutlich zu 
kurz, weil inzwischen ein struk-
turelles Interesse an dieser Not-
lage erkennbar wird. Denn diese 
Notlage ist gleichzeitig ein will-

kommener argumentativer Hebel, 
um „neue Zeiten“ einzuführen.
Ältere erinnern sich an den Aus-
spruch des Gründers der größ-
ten privaten operativen Stiftung 
in Deutschland, der Bertelsmann-
Stiftung, Reinhard Mohn. Dieser 
sagte sinngemäß, es sei gut, wenn 
dem Staat das Geld ausgehe. Denn 
dann könnten die Privaten zeigen, 
dass sie es besser können.

Ein Dokument der 
„Zeitenwende“

Gesundheit: Anzeichen und Vorläu-
fer gab es bereits genug. Es war 
eben kein Zufall, sondern erklärte
CDU-Regierungslinie unter Ro-
land Koch: Privatisieren, was der 
Staat nicht unbedingt selbst ma-
chen muss. Und dazu gehörte ne-
ben vielen PPP-Projekten eben auch 
eine Uniklinik, der man jetzt das 
Geld, das man angeblich einspa-
ren wollte, noch hinterherwirft. 
Nur, dass es inzwischen eine grüne
Hochschulministerin ist, die dies 
alles weiterführt, das ist die wahre
Zeitenwende. Privat vor Staat, was 
früher CDU und FDP als Marken-
zeichen hatten, haben die Grü-
nen längst übernommen. Auch sie
tragen überall dort, wo sie in den 
Ländern regieren, zur Unterfi nan-
zierung der Klinikinvestitionen 
bei und damit zuerst zu Defi zi-
ten und dann zu massenhaften 
Schließungen.

Bildung: Im Hochschulbereich ist 
Deutschland das Land mit den 
meisten prekären wissenschaft-
lichen Arbeitsplätzen. Und das 
soll nach Bundesregierung und 
Landesregierung auch so bleiben!

Im Schulbereich hat das Pa-
pier der „Ständigen Wissenschaft-
lichen Kommission der Kultusmi-
nisterkonferenz (SWK)“ vom 27. 
Januar 2023 hohe Wellen geschla-
gen – leider nicht hoch genug.

Wer erwartet hatte, dass den mitt-
lerweile drei neuen Studien zur Ar-
beitsbelastung der Lehrkräfte ein 
Wort des Bedauerns und ein Vor-
schlag zur Belastungsreduzierung 
folgen würde, musste erzürnt fest-
stellen, dass die Notlage im Ge-
genteil noch für Unverschämthei-
ten genutzt wird.

Mit den „Empfehlungen zum Um-
gang mit dem akuten Lehrkräfte-
mangel“ soll auch noch der Ru-
hestand als Lehrkräfte-Reservoir 

Mit Gesundheit und Bildung 
kommen zwei „weiche“,
aber gesellschaftlich zentrale 
Infrastrukturbereiche in den 
Klammergriff privater Interessen
und in einen zunehmenden 
Privilegienkampf

l Belastbare 
Digitalisierungslösungen

l (Hard-/Software, Didaktik, 
Administration)

l Neue Formen der Unterrichts- 
organisation / digitale Medien)

l Reduktion Organisations-
und Verwaltungsaufgabe

l Reduktion von 
Dokumentationspfl ichten

l Organisatorische Unter-
stützung bei der Klassenleitung

l Abgabe von Aufgaben an 
andere Berufsgruppen

l Zusammenarbeit in multi-
professionellen Teams

Entlastende 
Faktoren

l Sonderpädagogische 
Unterstützung (Inklusion

l Verbesserung der persönlichen 
Arbeitsorganisation

l Vorbeugende Maßnahmen zur 
Gesundheitsförderung / Resilienz

l Kompetenzentwicklung, 
Weiterbildung, Coaching, 
Mentoring

Die Summe der „neuen Aufgaben“ macht rund 23 Prozent einer
Schulzeitwoche aus, wie die neue Arbeitszeitstudie in Sachsen ergeben hat:

=>  Abrufen Schulportal und Lernsax
 (in allen Rollen)
=> Organisations- und Kommuni-
 kationsaufwand Fernunterricht
=> Ganztag
=> Inklusion
=> Multiprofessionelle Teams
=> Hygiene-Aufgaben und Tätig-
 keiten rund um Corona
 (alle Rollen)
=> Lernstands-Dokumentationen
=>  Neue Formen der Öffentlichkeits-
 arbeit

=>  Neue Aufgaben in Eigenverant-
 wortung der Schule
=>  Einführung und Umsetzung
 Digitaler Unterricht
=> Ungleiche Kompetenzen der SuS  
 bei digitalen Medien u: Techniken
=> Service-und Administration bei 
 Nutzung digitaler Techniken
=> Betreuung und Kommunikation
 für SuS mit Flucht / Migration
=> Zuarbeit Medienbildungskonzept / 
 digitale Schulstrategie
=> Erfüllung neuer behördlicher Auf-
 lagen

Klasse Sonstiges (≙ 18% einer Schulzeitwoche)

Klasse Unterrichtsnahe Lehrarbeit (≙ 5% einer Schulwoche)
=> Digitale Unterrichtsgestaltung
=> Vergleichsarbeiten – Evaluationen – Wettbewerbe
=> Vor-und Nachbereitung für SuS mit Flucht / Migration
=> Berufsorientierung

© Kooperationsstelle Universität Göttingen

Tätigkeitsverteilung der Schulformen in Sachsen
Grundschule, Oberschule, Gymnasium (VZLÄ, n = 1.238, Durchschnittswoche

Summe „Neue Aufgaben“: 10:50 Stunden ≙ 23% einer Schulzeitwoche

15. 3. 202315. 3. 2023
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genutzt bzw. der Ruhestandseintritt 
verschlechtert werden. Ermäßigungs-
stunden und Teilzeitmöglichkeiten 
sollen eingeschränkt und die Belas-
tung durch Erhöhung der Unter-
richtsverpfl ichtung noch gesteigert 
werden. Auch vor einer Verschlech-
terung der Klassengrößen schreckt 
die Empfehlung nicht zurück.

Das alles soll durch „Achtsam-
keitstrainings und eMental-Health-
Angebote“ aufgefangen werden!

Fürs erste nicht übernommen …

Wie brisant dieses Papier aus der 
‚Denkfabrik‘ der KMK selbst den 
KultusministerInnen zu sein scheint, 
lässt sich daraus ersehen, dass in 
den „weiteren Maßnahmen als Re-
aktion auf den Lehrkräftebedarf“ 
der KMK vom 17. März 2023 die 
brisantesten Vorschläge der Wis-
senschaftlichen Kommission nicht 
mehr auftauchen (fürs erste).

Wer glaubt, hier sei Böswilligkeit 
am Werk, übersieht den perma-
nenten Kampf um Privilegien. Da-
rüber zu sprechen, wird tunlichst 
vermieden. Privilegien zu verteidi-
gen und vor allem auch das Sys-
tem, das diese Privilegien hervor-
gebracht und verstetigt hat – dazu 
setzen die Privilegierten alle Hebel 
in Bewegung. Da sie ohnehin über 
die nötigen fi nanziellen und medi-
alen Möglichkeiten verfügen, fällt 
ihnen das nicht schwer. Leider ist 
das kein Kampf um die besten Ar-
gumente. Im Gegenteil: kein ‚Argu-
ment‘ kann schlecht genug sein, um 
nicht verwendet zu werden, wenn es 
sich nur als einfl ussreich entpuppt.

Exkurs
Wer diese ‚erbitterte Verteidigung des 
Systems‘ nicht glaubt, kann sich gern 
nochmal die FLZ 3/2020 herunterla-
den („Anmerkungen zu einem Lehr-
stück der politischen Propaganda im 
Hessischen Landtag“, Ausgabe auf 
der Homepage der GEW BV Frank-
furt), in der ich eine von der Frakti-
on ‚Die Linke‘ beantragte „Aktuelle 
Stunde“ im hessischen Landtag zur 
Vermögensteuer nachgezeichnet ha-
be. (Wir erinnern uns: Bildung kos-
tet Geld, und die Vermögensteuer ist 
eine Landessteuer, die längst wieder 
aktiviert werden müsste)

Schon der einleitende Satz des 
linken Abgeordneten Jan Schalaus-
ke: „Wer Armut überwinden wol-
le, der müsse den „unverschämten 
Reichtum“ in dieser Gesellschaft 
endlich begrenzen und substanziell 
besteuern“ löste eine Flut von Be-
schimpfungen aus.

Die Landtagsabgeordnete 
Schardt-Sauer von der FDP ärger-
te der Versuch vonseiten der Lin-
ken, „der Öff entlichkeit weiszuma-
chen, dass Sie die Deutungshoheit 
darüber hätten, wann eine Besteue-
rung nicht mehr solidarisch sei …“ 
Ansonsten altbekannte Etiketten: 
„Klassiker aus der Mottenkiste“ 
– „Unverschämten Reichtum“ zu 
beseitigen, sei Sozialismus. „Und 
den wollen wir nicht!“ – „das ur-

alte Mantra der Linken“ – „Linke 
forderten ja immer das Gleiche“ –
Schalauske habe „die Maske fallen 
gelassen, die Ideologie kam durch“ 
– Oma Lenas kleines Häuschen sei 
doch betroff en, wenn die Vermö-
gensteuer wieder aktiviert würde.

Das waren ‚die Argumente‘ in 
der Repräsentanz der hessischen 
Demokratie!

Unterfi nanzierung, Lehrkräfteman-
gel, Arbeitsüberlastung, fehlende In-
klusion sind weder Versehen oder 
schlichte Unfähigkeit oder leider 
nicht zu umgehen, sondern off en-
sichtlich gewollt und nützlich.

Aus dem Blickwinkel
der Privilegierten

Denn diese Mangelsituationen ha-
ben eben auch ihre Vorteile, wenn 
man sie aus dem Blickwinkel der 
Privilegierten sieht:

Mit jeder Verschlechterung der 
Chancen der einen Bevölkerungs-
gruppe verbessern sich reziprok die 
Chancen der anderen auf die luk-
rativen Jobs.

So etwas wird selbstverständ-
lich nicht off en zugegeben: vermin-
derte Chancen der einen = verbes-
serte Chancen der anderen. Aber 
so funktioniert eben die Wettbe-
werbsgesellschaft.

Francis Seeck verwendet aus 
der Perspektive der Klassengesell-
schaft den Begriff  „Klassismus“.

Nicht zufällig ist für die bil-
dungspolitische Tagung der GEW 
Hessen am 16. Mai 2023 die Vor-
stellung ihres Buchs „Zugang ver-
wehrt – Keine Chance in der Klas-
sengesellschaft: wie Klassismus so-
ziale Ungleichheit fördert“ vorgese-
hen. Sicher eine gute Vorbereitung 
für die Landtagswahl im Herbst.

Mangelsituationen können von den 
Privilegierten leichter ausgeglichen 
werden als von den anderen. Die 
Corona-Politik hat das jüngst be-
stätigt. Das reicht von dem häusli-
chen Umfeld, der bezahlten Nach-
hilfe, PrivatlehrerInnen über Gen-
trifi zierung bis zum Privatschulwe-
sen. Aber auch bezahlte Berufsan-
schlüsse, ‚Connections‘ oder die 
klassischen Verbindungen (ob schla-
gend oder nicht) tun ihr Übriges. 
Und generell gilt auch hier: Geld ist 
das entscheidende Schmiermittel. 

Auch die Indizien, dass eine Man-
gelsituation, wie wir sie grade im 
Gesundheits- und Bildungswesen 
erleben, wenn schon nicht bewusst 
geplant, dann doch mindestens fahr-
lässig herbeigeführt worden ist, 
sprechen eine deutliche Sprache:
ä  Keine vorausschauende, langfris-
tige Personalpolitik
ä  Rechtzeitige Warnungen, Gut-
achten etc. werden ignoriert und 
teilweise sogar denunziert. 
ä  Mangelsituationen werden sogar 
informell geleugnet
ä  Nötige Finanzmittel werden ver-
weigert, obwohl Möglichkeiten 
durchaus zur Verfügung stehen

Teil 2: Ein Rückblick
hilft zu verstehen

Ich möchte aber an dieser Stelle eine 
Ergänzung zu diesem Kampf um Pri-
vilegien (oder, wie es der Mul ti mil-
li ar där Warren Buff et ausgedrückt 
hat, den Klassenkampf) vorneh-
men, auf den bereits vor 15 Jahren 
die kanadische Aktivistin Naomi 
Klein hingewiesen hat: Die neolibe-

Der Tarifvertrag für die Lehr-
kräfte kam in den Reißwolf, 4.700 
Gewerkschaftsmitglieder wurden 
gefeuert.

Friedmans Denkfabrik war begeis-
tert: „Katrina vollbrachte an einem 
Tag …, was den Schulreformern von 
Louisiana in jahrelangen Versuchen 
nicht gelungen war. 

Und Klein fasst zusammen: 
„Mehr als drei Jahrzehnte lang 

Fortsetzung: Mit Gesundheit und Bildung kommen zwei „weiche“,
aber gesellschaftlich zentrale Infrastrukturbereiche in den Klammergriff privater Interessen
und in einen zunehmenden Privilegienkampf

Notstandsmaßnahmen seit dem 
2. Weltkrieg.
ä  2008 erschreckte die spekulati ve 
Seite des Finanzkapitalismus in dra-
matischer Weise die Öff entlichkeit. 
Und wie selbstverständlich wurden
die Banken mit Steuergeldern ge-
stützt.
ä  2021 verunsicherte die Corona-
Politik ganze Gesellschaften
ä  2022 wurde der Ukraine-Krieg 
zu einer „Zeitenwende“ erklärt.

rale Politik der privaten Privilegie-
rung setzt immer wieder gern (und 
zunehmend) auf die von Klein so 
genannte Schock-Strategie.

Schockstrategie in der Bildungs-
politik – wie ein Hurrican 
zum Privatisierungskahlschlag
der öffentlichen Schulen
genutzt wurde

Naomi Klein hat in ihrem Klassiker
„Schockstrategie“ von 2007 (Unter-
titel: „Der Aufstieg des Katastro-
phen-Kapitalismus“) mit der Erzäh-
lung begonnen, wie die Auswirkun-
gen des Hurrikans Katrina in New 
Orleans 2005 von den Anhängern 
des neoliberalen Milton Friedman 
dazu benutzt wurden, das dortige 
öff entliche Schulsystem zu demon-
tieren und in ein privates Charter-
school-System zu verwandeln.

Der Hurrikan war für die Stadt und 
Louisiana eine Katastrophe mit fast 
2.000 Toten und über 100 Milliar-
den Dollar Schäden – ein Schock, als 
die Dämme brachen, schreibt Klein.

Während die Leute für Essensra-
tionen anstanden, machte die Aus-
sage eines prominenten Parlaments-
abgeordneten aus der Stadt die Run-
de: „Endlich ist New Orleans von 
den Sozialwohnungen gesäubert!“

Und Milton Friedman, Begrün-
der der radikalen Chicagoer Schule
des Neoliberalismus, veröff entlichte 
in der New York Times: Die Trüm-
mer seien „auch eine Gelegenheit, 
das Bildungssystem radikal zu re-
formieren.“ Sein Vorschlag: Bil-
dungsgutscheine für die Bevölke-
rung, einzulösen bei privaten Bil-
dungseinrichtungen, statt Wieder-
aufbau der öff entlichen Schulen.

Binnen 19 Monaten – während die 
Armen der Stadt noch größtenteils 
evakuiert waren – wurde das öff ent-
liche Schulsystem nahezu vollstän-
dig durch privat betriebene Charter-
schools ersetzt: von 123 öff entlichen 
Schulen blieben ganze vier übrig!

hatten Friedman und seine mäch-
tigen Anhänger genau diese Stra-
tegie perfektioniert: Auf eine gro-
ße Krise oder einen Schock warten, 
dann den Staat an private Interes-
senten verfüttern, solange die Bür-
ger sich nicht vom Schock erholen, 
und schließlich diesen ‚Reformen‘ 
rasch Dauerhaftigkeit verleihen.“ 

Das gilt heute noch mehr: Nicht 
die Katastrophen sind das Problem, 
sondern das, was aus und mit ih-
nen gemacht wird; und zwar aktiv 
und systematisch gemacht und be-
trieben wird – von denen, die die 
Mittel dazu haben, ihre Interessen 
durchzusetzen.

Das ist keine Verschwörung, 
sondern gezielte und systematische 
Interessenpolitik. Trotzdem werden 
die KritikerInnen gern pauschal ‚Ver-
schwörungstheoretiker‘, ‚Schwurb-
ler‘ o. ä. genannt. Man könnte es bes-
ser „Klassenkampf“ nennen.

 Aber oft müssen die Wenigen 
mit den unerhört konzentrierten 
auch medialen Machtmitteln in ih-
ren Händen, gar nicht kämpfen, 
sondern nur das tun, was sie im-
mer tun: die Hegemonie über den 
öff entlichen – genauer veröff ent-
lichten – Diskurs ausüben und der 
Bevölkerung, die mal wieder ge-
schockt ist, die Welt erklären, Nar-
rative entwickeln und die Parteien 
für sich einspannen.

Systematisch verbreitete Angst 
macht gefügig

Wir alle, auch die GEW oder poli-
tische Parteien, soweit sie sich der 
kritischen Aufklärung verpfl ichtet 
fühlen, sollten uns nach den Erfah-
rungen der großen Krisen der letz-
ten Zeit diese Erkenntnisse und Zu-
sammenhänge immer wieder in Er-
innerung rufen:
ä  In der Folge von 9/11 im Jahr 
2001, dem Angriff  mit entführten 
Verkehrsflugzeugen auf zentrale 
Einrichtungen der USA kam es zu 
der weitestgehenden Einschrän-
kung von Freiheitsrechten und 

Für die beiden letzten ist sogar die 
regierungsamtliche Anleitung zur 
Angstproduktion dokumentiert.

Der Hoffnungsschimmer
Und doch bleibt auch Aufklärung 
nicht ohne Wirkung. Ein Grund 
könnte sein, dass die Bevölkerung 
noch nicht weich genug geklopft 
ist, wie das folgende Beispiel aus 
dem ebenfalls prekären Gesund-
heitsbereich zeigt.

Großer Vertrauensverlust in die Ge-
sundheitspolitik: Eine repräsentati-
ve Forsa-Umfrage im Auftrag des 
Bosch Health Campus der Robert 
Bosch Stiftung zeigt, dass das Ver-
trauen der Bürger:innen in die deut-
sche Gesundheitspolitik gesunken 
ist. Fast 60 Prozent der Befragten 
geben an, wenig oder sogar kein 
Vertrauen mehr in die Fähigkeit der 
Politik zu haben, für eine hochwer-
tige und zugleich bezahlbare Ge-
sundheitsversorgung zu sorgen. Das 
sind mehr als doppelt so viele wie 
noch im Jahr 2020 (30 Prozent).

https://www.welt.de/politik/
deutschland/article244523156/Ge-
sundheitspolitik-Grosser-Vertrau-

ensverlust-in-der-Bevoelkerung.html

Und: Noch nie gab es so viele Streiks 
für Entlastungstarifverträge im Ge-
sundheitswesen mit interessanten 
Ergebnissen.

Fazit: Wir haben (noch) gute Chan-
cen, an ein vernunftgeleitetes Miss-
trauen der Bevölkerung gegen eine 
Politik des ‚Katastrophen-Kapita-
lismus‘ und eine daraus abgeleite-
te Gegenwehr anzudocken.

Dazu müssen wir aber systema-
tisch alle Angriff e auf die öff entli-
chen gemeinwirtschaftlichen Berei-
che bloßstellen und dafür sorgen, 
dass gemeinwirtschaftliche Ziele 
Oberwasser bekommen. Dafür gibt 
es wahrlich genug Gelegenheiten.

Herbert Storn

Hatte die Sturmfl ut verhindert: Proteste gegen Schulschließungen wie hier in Oakland, Detroit und Chicago
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An Kliniken wird zunehmend für 
einen Entlastungstarifvertrag ge-
streikt, zuletzt am UKGM am 6. und 
7. März 2023, davor an der Uni-
Klinik Frankfurt a. M., am längs-
ten an den Uni-Kliniken in NRW, 
nämlich über 77 Tage, und  davor 
an der Charité.

Was ist ein Entlastungs-
Tarifvertrag?

Im Tarifrecht gibt es Entgelttarif-
verträge, welche die Grundvergü-
tung, auch für Auszubildende re-
geln; dann Rahmentarifverträge, in 
denen die Entgeltgruppen und Ent-
geltformen festgelegt sind; schließ-
lich Manteltarifverträge. Sie enthal-
ten Bestimmungen über Arbeits-
bedingungen wie Einstellung und 
Kündigung, Arbeitszeit, Zuschläge. 
Die Laufzeiten sind verschieden.

Der Hintergrund für die Zunah-
me von Entlastungsforderungen ist 
schlicht, dass das Personal aus un-
zumutbaren Arbeitsbedingungen 
fl ieht und dadurch Arbeitskräfte-
mangel eintritt. Die Arbeit der ver-
bliebenen Arbeitskräfte erleidet ei-
ne erhebliche Qualitätsminderung.

Die Dringlichkeit für die Lö-
sung der Probleme mit unzumut-
baren Arbeitsbedingungen sind auf 
der Arbeitnehmerseite größer; aber 
auch die Arbeitgeber/Unternehmer 
haben zunehmend Probleme, Per-
sonal zu fi nden.

Die nächste Frage, die sich stellt: An 
welchen „Stellschrauben“ sollen/
können Arbeitsbedingungen ver-
bessert werden?

Die Lösung wird in verbesserten 
Personalrelationen im Verhältnis zu 
den Aufgaben gesehen. Im Bildungs-
bereich wären das beispielsweise 
Gruppen- oder Klassengrößen.

Das Sanktionsmittel bei Verlet-
zung der vereinbarten Mindestbe-
dingungen sind Entlastungen durch 
zusätzliche freie Zeit, notfalls auch 
durch Geld.

Beispiel:
Charité in Berlin seit Anfang 2022:
„Das sogenannte Chep-System hat 
die Gewerkschaft Verdi in den Ta-
rifverhandlungen für das Kranken-
haus vor gut einem Jahr durchge-
setzt. Cheps, das sind Punkte, die 

Entlastungstarifverträge an den Unikliniken –
Vorbild für die GEW?

Fachkräfte für jede unterbesetzte 
Schicht, in der sie arbeiten müssen, 
sammeln. Wer fünf Punkte ange-
sammelt hat, darf sich dafür einen 
ganzen Tag freinehmen.“ (ver.di)

Beispiel: Eckpunkte-Vereinbarung NRW
Es geht um „auszugleichende Be las-
 tungs si tu a tio nen“.

„Für die erfassten Bereiche wer-
den Min dest per so nal be set zun gen 
vereinbart. Kommt es zu einer Un-
terschreitung der Min dest per so nal-
be set zun gen innerhalb fest defi nier-
ter Zeiträume werden bereichsindi-
viduell Entlastungstage gewährt.“

Die maximale Anzahl von er-
reichbaren Entlastungstagen beträgt 
für jede/n Beschäftigte/n
a) im ersten Jahr der Umsetzungs-

phase: 11 Tage
b) im zweiten Jahr der Umsetzungs-

phase: 14 Tage
c) ab dem dritten Jahr der Umset-

zungsphase: 18 Tage

Vor vielen Jahren hat mich mal ein Schüler 
gefragt: „Frau Spangenberg, was machst 
du eigentlich berufl ich?“ Ich war so über-
rumpelt, dass mir zunächst keine Antwort 
einfi el. Diese Frage hat mich nicht nur in 
dem Moment überrascht, sie hat mich auch 
noch lange Zeit zum Nachdenken angeregt.

Im Grunde bin ich erstaunt und 
gleichzeitig stolz darauf, dass die-
sem Jungen überhaupt nicht be-
wusst war, dass ich als Lehrerin 
mein Geld verdiene. Er ist davon 
ausgegangen, dass ich einfach nur 

da bin und dazu gehöre. Auch an-
dere Kinder fragen immer mal wie-
der im Klassenzimmer „Wo ist denn 
dein Bett?“ oder sind überrascht, 
wenn ich erzähle, dass ich eine Mut-
ter habe. Ja, es scheint unglaublich, 
aber auch LehrerInnen haben Fa-
milien und ein Zuhause. 

Die Frage nach meinem Beruf 
kommt aber auch immer wieder 
von erwachsenen Menschen, die ich 

geisterung in Grenzen. Neulich ha-
be ich die Frage nach meinem Beruf 
mit folgender Aussage beantwortet: 
„Ich bin Classroom Managerin.“ 
Die Bewunderung meines Gegen-
übers war groß, obwohl er keine 
Ahnung hatte, was ich damit mein-
te. Hauptsache Managerin.

*
Was bin ich denn nun? Und was 
mache ich?

Lehrerin, das ist mein Beruf, 
den ich mir ausgesucht und gelernt 
habe. Ich liebe, was ich tue und das 
seit über 15 Jahren an hessischen 
Grundschulen. Sport und Sprachen 
bilden dabei meine Schwerpunk-
te. Wissen vermitteln, Kenntnisse 
erweitern und Erfahrungen teilen. 
Fördern und Fordern in sozialen, 
emotionalen, motorischen und ko-
gnitiven Bereichen. Kommunizie-
ren, kritisch denken und Lösungen 
fi nden. Kindern Halt geben, sie be-
gleiten und zu starken Persönlich-
keiten werden lassen, das sind die 
Aufträge.

Aber LehrerIn sein bedeutet 
noch so viel mehr. Das Berufsbild 
hat sich dahingehend entwickelt, 
dass die Lehrkraft allein multipro-
fessionell arbeitet: Veraltungsfa-

ä  in beiden Fällen geht es nicht nur 
um die Menge der Arbeit, sondern 
auch die Qualität
ä  in beiden Fällen geht es um Be-
rufsfl ucht bzw. Abschreckung von 
möglichen BerufseinsteigerInnen, 
was eine Negativspirale in Gang 
setzt,
ä  in beiden Fällen geht es um Hel-
fer-Berufe, die ein hohes selbstaus-
beuterisches Potential haben,
ä  in beiden Fällen betreffen die 
Streikauswirkungen zunächst hil-
febedürftige Menschen. 

Die Streiks sind also auf begleiten-
den öff entlichen Druck auf die Re-
gierungen angewiesen.

Aber: Die Streils und entspre-
chende Tarifabschlüsse im Klinikbe-
reich zeigen, dass es geht. Und das 
Bewusstsein und vor allem Selbst-
bewusstsein der KollegInnen ist im-
mens gestiegen.

Herbert Storn

changestellte, IT-ExpertIn, Event-
managerIn, ÜbersetzerIn, Sozialar-
beiterIn, RaumgestalterIn, Psycho-
logIn, AusbilderIn, MöbelpackerIn 
… Die Kette der Berufsfelder könn-
te noch fortgeführt werden. Die 
Aufgabenbereiche, die zum Kern-
geschäft des Unterrichtens hinzu-
kommen, sind kaum noch zu über-
blicken und mit den vorhandenen 
Ressourcen schwer zu bewältigen. 
Deshalb beschäftigen sich immer 
mehr Lehrkräfte auch mit den Ge-
danken: Bin ich überhaupt noch 
das, was ich sein wollte?! Und wie 
lange schaff e ich noch das zu tun, 
was ich tun muss?!

*
Um nochmal auf die anfängliche 
Frage zurückzukommen. Ein ande-
rer Schüler war etwas spontaner und 
schnellfertiger mit seiner Antwort: 
„Das, was sie mit uns macht, IST ihr 
Beruf.“ Genau, all die Dinge sind 
aber nicht nur Beruf, sondern für 
viele – mich eingeschlossen – auch 
Berufung. Denn für Geld (und die 
vielen Ferien und den Halbtagsjob 
und den geringen Anspruch in der 
Grundschule…) mache ich es sicher-
lich nicht. Da hatte mein ehemali-
ger Schüler schon Recht.         K.S.

Sie ist einfühlsam.
Sie hört geduldig zu.
Sie ist Streitschlichterin.
Sie vermittelt.

Sie singt und tanzt.
Sie spielt und bewegt sich.
Sie erzählt Geschichten.
Sie spricht verschiedene
Sprachen.

Sie vermittelt Wissen
und Werte.
Sie gibt Orientierung.
Sie ist Elternersatz.
Sie ist beste Freundin.

Sie hilft im Haushalt, sorgt 
für Ordnung und Sauberkeit.
Sie pfl egt den Garten.
Sie kennt sich mit Computern 
aus.
Sie verarztet Wunden und
sie tröstet.

Sie bringt ihre Ideen ein.
Sie gestaltet mit.
Sie plant Projekte.
Sie übernimmt Verantwortung.

Sie arbeitet jeden Tag.
Sie ist für jeden da.
Sie ist alles.

Außerdem geht es um einen 
zusätzlichen standortspezifi schen 
Stellenaufbau“ (Eckpunkte-Ver-
einbarung NRW)

Sind die bisherigen Ergebnisse nach 
Tarifkämpfen zufriedenstellend?

Die Antworten: eher nicht, den-
noch werden sie als erster und aus-
baufähiger Schritt angesehen.

Außerdem tragen die Auseinan-
dersetzungen dazu bei, die öff ent-
liche und veröff entlichte Meinung 
zu beeinfl ussen. Insofern sind sie 
ein Signal. Und zwar nach außen 
wie nach innen!!!

Inwiefern könnte die GEW von 
den Tarifauseinandersetzungen im 
Klinikbereich lernen?
ä  In beiden Fällen geht es um Über-
lastung,
ä  in beiden Fällen geht es um Ar-
beit, die sich nicht leicht messen 
lässt,

KERNgeschehen
Wenn man alles ist, was bleibt dann noch übrig?

Dieser Bericht für den Landesvorstand der GEW (10. / 11. März 2023) 
über die Streiks für Entlastungstarifverträge am Universitätsklinikum 
Gießen-Marburg (UKGM) und anderswo ist für zwei Blickwinkel gedacht: 
einmal für die Sicht der Klinikbeschäftigten, gleichzeitig aber auch für 
Bildungs beschäftigte und die GEW, inwieweit diese Streiks auch für den 
Bildungs bereich als Vorbild dienen können.

kennenlerne. In Gesprächen erläu-
tern sie ihre Professionen und ern-
ten interessierte Reaktionen.  Klei-
ne Notiz am Rande: Gefühlt gibt 
es nur noch Manager und CEO’s. 
Alle leiten Unternehmen oder zu-
mindest ein Team, verwalten Bud-
gets, führen Verhandlungen, sitzen 
in Meetings, tragen Verantwortung. 
Das mache ich doch auch täglich, 
denke ich dann. Komme ich an die 
Reihe und sage, dass ich Lehrerin 
bin (und auch noch in der Grund-
schule, wie süß!), hält sich die Be-

Wer ist sie? Krankenhausratschlag: zweitägige Versammlung der Beschäftigen der UKMG am 6./7. März – Foto: DGB Mittelhessen
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Aus dem Ausschuss für 
Bildung und Schulbau

Ausschuss für Bildung und Schulbau (B)

Alle Dokument aus dem PARLamentsInformationsSystem der Stadt Frankfurt am Main unter:
http://www.stvv.frankfurt.de/parlis2/parlis.html

Bericht vom
23. Januar 2023

Herr Linsner vom Deutschen Roten 
Kreuz in Hessen Volunta gGmbH 
stellt ein Pilotprogramm zu sozial 
organisierten Schüleraustauschen 
vor. Zur Zeit arbeiten sie in Frank-
furt ausschließlich mit Integrierten 
Gesamtschulen zusammen: Georg-
Büchner-Schule und IGS West. Die 
wertvolle Erfahrung eines mehr-
monatigen Auslandsaufenthaltes 
hängt von den fi nanziellen Res-
sourcen der Eltern ab. So kostet 
ein einjähriger USA Aufenthalt cir-
ca 120 000 Euro. Das Programm 
soll ausschließlich die Teilhabe von 
Jugendlichen sicherstellen, deren 
Eltern einen solchen einjährigen 
Auslandsaufenthalt sonst nicht be-
zahlen könnten. Die Organisati-
on fi nanziert zur Zeit die Entsen-
dung von 20 Jugendlichen bun-
desweit. Sie würden das Angebot 
gerne ausweiten. Deshalb wird die 
Stadt Frankfurt um Kooperation
gebeten.

Die Studierendensprecher*innen, 
Paul Hußlein und Martha Geiger 
der Berufl ichen Schulen Berta Jour-
dan vertreten engagiert und elo-
quent ihre Anliegen zum Thema 
Ausbildungsplätze und Arbeits-
marktzugang für Erzieherinnen und 
Erzieher. Das Tagespraktikum sei 
maximal ausgelastet. Es gebe keine 
räumlichen Kapazitäten, ein Um-
zug sei mehr als nötig. Die Grün-
dung einer weiteren Schule sei kon-
traproduktiv, örtliche Kapazitäten 

müssten erweitert und das Werbe-
konzept modernisiert werden. Wer-
bung müsse gezielt erfolgen, dabei 
seien sie gerne behilfl ich. Die Stu-
die ren den ver tre te r*in nen fragen, 
was die Stadt Frankfurt gegen die 
rückläufi gen Zahlen in der Ausbil-
dung und für bezahlbaren Wohn-
raum tue. Sie betonen, dass sie eh-
renamtlich im Ausschuss sind und 
nicht ständig auf Messen oder in 
Ausschüssen sein wollen, um für 
das Berufsbild zu werben.

Frau Weber antwortet, dass zur 
Zeit Bestandsgebäude geprüft wer-
den. Das jetzige Gebäude wird sa-
niert und die Schulen Berta Jourdan 
werden an einen anderen Ort ver-
legt. Eine Ballungsraumzulage wer-
de dringend benötigt. Dies würde 
bei der Gewinnung von Fachkräf-
ten helfen. Frau Weber will mit den 
Studierenden einen Werbefi lm an 
der Schule drehen.

Zu den Planungen der Europäischen 
Schule nimmt zunächst Herr Reul 
als Vertreter vom Schaustellerver-
band Stellung. Der Verband stelle 
sich nicht gegen die Stadtentwick-
lung. Er spricht von einer bisheri-
gen Poolposition am Ratsweg mit 
3 – 4 Millionen Besuchern. Er be-
tont, dass es wichtig sei, gemein-
sam ein Konzept auf die Beine zu 
stellen. Miteinander bekomme man 
etwas Tolles auf die Beine. Lieber 
würden sie am Ratsweg bleiben 
und nicht immer erst die Neuigkei-
ten aus der Presse erfahren. Letzte-
res betont auch Herr Pauli, der in 
diesem Bildungsausschuss erneut 
engagiert für den Erhalt der Klein-
gartenanlage „Am Graben“ eintritt. 

Frau Frank von den Grünen sagt, 
dass sie nicht garantieren können, 
dass Kleingärten erhalten bleiben, 
weil Schulen gebraucht würden.

Bericht vom
20. März 2023

Herr Rademacher von der Stabs-
stelle Schulbau gibt einen ersten 
Einblick in die Tätigkeiten.

Mit Ausblick auf die Schul-
bauoff ensive nennt er noch keine 
konkreten Projekte. Zukünftig sol-
len  Auslagerungsstandorte dauer-
haft nutzbar sein, d. h. wenn eine 
Schule fertig saniert ist und in ih-
ren Bau zurückzieht, könnte die 
nächste Schule dort einziehen. Nur 
für ein Projekt sei eine Auslagerung 
wenig sinnvoll. Außerdem sei das 
Thema Sport zentral. Sie hätten es 
fest im Blick.

Zum Thema Offensive für 
Schulsanierung jetzt mahnt Frau 
Hartenstein: die Schulen platzen aus 
allen Nähten. So könne es nicht wei-
ter gehen. Die Schuloff ensive muss 
dringend starten. Sie begrüßt die 
Arbeit der Stabstelle. Diese werde 
aber erst in einigen Jahren Früchte 
tragen. Inzwischen müsse man mit 
den steigenden Schülerzahlen um-
gehen. Sie fordert eine bessere Ab-
stimmung bei der Stadt zwischen 
den Ämtern. Schulleitungen wüss-
ten oft nicht was passiert. Die Ab-
läufe müssten verkürzt bzw. ent-
schlackt werden.

Frau Comoli und Herr Trep spre-
chen für die Eltern der Deutsch-

herrenschule zum Thema Kosten-
übernahme für Schülertickets im 
ÖPNV. Sie bemängeln die fehlende 
Kostenrückerstattung für Schüler-
tickets mit der Begründung, dass 
es eine nähere Schule im Umfeld 
gibt. Sie fragen, inwiefern die Stadt 
Frankfurt die Eltern doch noch un-
terstützen könne. Sie weisen dar-
auf hin, dass es Härtefallregelun-
gen gegeben habe und plädieren 
für ein kostenloses Schülerticket.  
Frau Weber sagt, dass sie leider 
nichts machen können. Es stehe 
so im hessischen Schulgesetz. Die 
Richtlinie sei ein 3-Kilometer-Ra-
dius. Sie müsse das an den Kolle-
gen Lorz weitergeben.

Ein Elternteil wirft ein, dass es 
bei der Umsetzung zu Ungerechtig-
keiten komme. Im selben Stadtteil 
bekommen manche Kinder das Ti-
cket genehmigt und andere nicht. 

Frau Weber äußert, dass das Gesetz 
eigentlich für den ländlichen Raum 
gemacht sei. Eine Teilerstattung 
wäre wenigstens bis zur nächstge-
legenen Schule möglich. Frau We-
ber bietet an, sich den Fall nochmal 
anzusehen. Es wird eine Initiative 
angeregt, sich auf Landesebene zu-
sammenzusetzen, um eine bessere 
Regelung zu fi nden.

Zum Thema „Bau der Europäischen 
Schule am Ratsweg“ spricht Herr 
Roie, 1. Vorsitzender des Frankfur-
ter Schaustellerverbandes. Er teilt 
dem Gremium die Sorgen des Ver-
bandes mit. Letztendlich gebe es bis-
her keine vernünftige Lösung, wie
es mit der Dippemess weitergehen 
soll. Er fordert, dass eine Lösung vor 
dem Bau der Europäischen Schule 
gefunden werden müsse. Sie seien 
seit 50 Jahren am Ratsweg. Dort 

Die fi nalen Sachstände der Maßnahmen aus dem Aktions-
plan Schule stellen sich nach erfolgter Ergänzung und 
Aktualisierung wie folgt dar.

Folgende Maßnahmen wurden im Jahr 2018 
fertig gestellt:
n Bettinaschule: Hofsanierung
n Boehleschule: Austausch der Pavillionanlage
n Helmholtzschule: Toiletten- u. Fachraumsanierung 
  (SBK)
n Edith-Stein-Schule (ehem. Eduard-Spranger-Schule):
  Erneuerung Fenster der Turnhalle
n IGS Eschersheim: Sanierung Fenster A-Gebäude
  inkl. Sonnenschutz
n Kerschensteinerschule: Maßnahme aus Sonder -
  baukontrolle – Erweiterung der Brandmeldeanlage
n Leibnizschule: Fachraumsanierung

Folgende Maßnahmen wurden im Jahr 2019 
fertig gestellt:
n Ackermannschule u. Bürgermeister Grimm-Schule: Dach-
  sanierung, Erneuerung Beleuchtung u. Brandschutz
n August-Jaspert-Schule: Brandschutz-, Kellersanierung
n Berufl . Schulen Berta Jourdan: Sanierung Kesselhaus

n Comeniusschule: Dachsanierung und Ausführung
  von Akustikdecken
n Ebelfeldschule: Fertigstellung 3. Bauabschnitt
n Frankfurter Schule für Bekleidung und Mode (Außen-
  stelle): Erneuerung der Fenster
n Friedrich-Ebert-Schule: Überprüfung Dachkonstruk -
  tion und Reparaturen Boden Turnhalle
n Heinrich-von-Gagern-Gymnasium: Erneuerung der
  Heizungsanlage
n Helmholtzschule: Fachraumsanierung
n Klingerschule: Fertigstellung 2. Bauabschnitt
n Ludwig-Weber-Schule: Abriss/ Neubau, Auslagerung
n Meisterschule: Toilettensanierung
n Münzenberger Schule:Erneuerung Heizungsanlage
n Walter-Kolb-Schule: Erweiterung der Toilettenanlage

Folgende Maßnahmen wurden im Jahr 2020 
fertig gestellt:
n Franckeschule: Erweiterung und Sanierung
n Boehleschule: Erneuerung Fenster

Folgende Maßnahmen wurden im Jahr 2021 
fertig gestellt:
n Eichendorffschule: Erneuerung Fenster

Die Fertigstellung folgender Maßnahme ist 
in 2022 erfolgt bzw. vorgesehen:
n Römerstadtschule: Neubau
n Charles-Hallgarten-Schule: Erneuerung Fenster und 
Lehrertoiletten u. Feuchtesanierung im Keller
n Schwarzburgschule: Erneuerung der Heizungsanlage
n Edith-Stein-Schule (ehem. Eduard-Spranger-Schule): 
Austausch Pavillionanlage

Die Fertigstellung folgender Maßnahme ist
in 2023 vorgesehen:
n Willemerschule: Sanierung und Erweiterung
n Otto-Hahn-Schule: Sanierung Bauteil B
n Geschwister-Scholl-Schule: Erneuerung der Fenster, 
  Sonderbaukontrolle und Brandschutz
n Eichendorffschule: Dach und Brandschutzsanierung
n Robert-Koch-Schule: Brandschutzsanierung
n August-Gräser-Schule: Brandschutzsanierung
n Stauffenbergschule: Maßnahmen aus Sonder-
  bau kontrolle (2. Bauabschnitt), Toilettensanierung
n Heinrich-Seliger-Schule: Sanierung Sanitäranlage
  und Umkleide Turnhalle
n Johann-Hinrich-Wichern-Schule: Sanierung Sanitär -  
  anlage und Umkleide Turnhalle

Bei der durch die 50. Sitzung der Stadtverordneten-
versammlung geforderte Aufnahme der Projekte zum 
Neubau / Sanierung der Sporthallen an der Schule 
am Mainbogen und Friedrich-Ebert-Schule handelt es 
sich um investive Maßnahmen außerhalb des Aktions-
plans Schule.

Kostenstand

Maßnahmen Investiv
Der Ansatz für die investiven Mittel im Schulbau wurde
durch den Aktionsplan Schule um 95 Mio. Euro auf-
gestockt. Hiervon wurden bis September 2022 Mittel
in Höhe von rund 93,5 Mio. Euro verausgabt.

Maßnahmen Konsumtiv
Für die konsumtiven Maßnahmen des Aktionsplanes 
wurden zusätzliche Haushaltmittel in Höhe von rund
49 Mio. Euro zur Verfügung gestellt. Hiervon wurden 
bis September 2022 Mittel in Höhe von rund 30,8 Mio. 
Euro verausgabt.
Es kann prognostiziert werden, dass die kompletten 
Mittel, die im Rahmen des Aktionsplanes zur Verfügung 
gestellt wurden, verausgabt werden.

Aktionsplan Schule  Sachstand:  Bericht des Magistrats vom 23.01.2023

Der Ausschuss berät und entscheidet über Angelegenheiten und Belange aus den Bereichen: 
Schule, Volkshochschule, Kindertagesstätten, Stadtbüchereien, Grundstücks- und Gebäude-
bewirtschaftung

Er setzt sich gemäß Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 15. Juli 2021 aus 
21 Mitgliedern zusammen: 5 GRÜNE, 5 CDU, 4 SPD, 1 LINKE, 1 FDP, 1 AfD, 1 Volt, 1 Öko-
LinX-ELF, 1 BFF-BIG und 1 FRAKTION. 
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Die Europäische Schule an die Eis-
sporthalle zu verlegen, ist schwer ein -
zuschätzen. Aber verschiedene In-
di zi en deuten darauf hin, dass es 
mit nachhaltigem Ärger verbunden 
ist, den (trotz aller Einbindung un-
terschiedlicher Parteien) letztlich 
die Bildungsdezernentin ab krie-
gen wird.

Wir fragen: Warum wird nicht 
die Lösung mit den Oberräder 
Sport wiesen gewählt, zumal 

a)   nach Aussage von Martin Wentz, 
der die Machbarkeitsstudie zur Eu-
ropäischen Schule gemacht und im 
Bildungsausschuss vorgestellt hat, 
der Neubau an der Eissporthalle 
zwar machbar, aber von Beginn an 
„auf Kante genäht“ sei. Ein guter 
Start sieht anders aus!

b)   ein Bau auf den Oberräder Sport-
wiesen durchaus möglich zu sein 
scheint (weil sich die Sportvereine 

Kurzeinschätzung zum Umzug der Europäischen 
Schule und den Sanierungsmaßnahmen an der ERS II

Viele Schulgebäude sind in einem 
schlechten Zustand und sa nie rungs-
be dürf tig. Die Mängel sind bekannt, 
aber ihre schnelle Behebung muss 
deutlich beschleunigt werden. Wor-
an es vor allem hängt, wurde in der 
aktuellen Situation erneut benannt: 
Es fehlt an städtischem Personal für 
die Umsetzung!

Viele Stellen im zuständigen Amt 
für Bau und Immobilien (ABI) sind 
nicht besetzt. Dass dieses Amt ge-
schaff en wurde, ist richtig und sinn-
voll. 

Um die notwendigen Sanierun-
gen zeitnah planen und umsetzen 
zu können, braucht es keine erneu-
ten Umstrukturierungen, die auch 
wieder Verzögerungen beinhalten, 

Schulbau und -sanierung braucht
funktionsfähige Strukturen
Pressemitteilung des GEW BV Frankfurt 

Schulbauoffensive
Das Dezernat ist derzeit mit der Stabstel-
le Schulbau dabei, die Schulbauoffensive 
vorzubereiten. Alle Maßnahmen werden 
in allen Bildungsregionen systematisiert, 
in Tabellen zusammengefasst und jetzt 
priorisiert und mit Summen hinterlegt.

Das ist wohl der durchdachteste und 
bislang vielversprechendste Ansatz, um 
den Berg von Maßnahmen in den Griff 
zu bekommen.

 (Letzte Meldung aus dem 
Bildungsdezernat)

Der Fachbereich 25.2 des Amtes für 
Bau und Immobilien (ABI) betreut 
mit der Abteilung 25.21 Schulen/
Kitas insgesamt 174 Schulgebäude 
im Stadtgebiet von Frankfurt am 
Main. Das Objektmanagement ver-
antwortet dabei die wirtschaftlich-
administrative Steuerung dieser Im-
mobilien. In den Phasen Konzepti-
on, Planung und Baudurchführung 
übernimmt das Objektmanagement 
die Bauherrenrolle und bedient sich 
bei der Umsetzung der Baumaßnah-
men der Leistungen des Fachberei-
ches 25.5 Projektmanagement als 
Dienstleister.

Einen Überblick über alle Bau-
maßnahmen an Frankfurter Schu-
len bieten die aktualisierten Schul-
steckbriefe. 

Die Steckbriefe erfassen große, 
umfangreiche Bau- und Sanierungs-

vorhaben in der Verantwortung des 
ABI seit 2018. Dazu gehören bei-
spielsweise Neubauten, Anbauten 
bzw. Erweiterungen, energieeffi  zi-
ente Sanierungen oder Umbaumaß-
nahmen am Außengelände. Regel-
mäßige und kleinere In stand hal-
tungs maß nah men sind dabei nicht 
aufgeführt. 

Für jede Schule wurde ein eige-
ner Steckbrief erstellt. Diese sind in 
alphabethischer Reihenfolge nach 
Schulnamen angeordnet. 

Für die Angaben der Grundda-
ten der Schule, wie z. B. die Anzahl 
der Schülerinnen und Schüler wird 
eine größtmögliche Aktualität an-
gestrebt, Abweichungen und Ände-
rungen können allerdings nicht aus-
geschlossen werden. Die Angaben 
geben den Stand von Oktober 2022 
wieder und wurden grundsätzlich 
auf runde Summen aufgerundet. 
Die Steckbriefe werden kontinuier-
lich redaktionell überarbeitet und 
nach Möglichkeit jährlich aktuali-
siert zur Verfügung gestellt.

In den zurückliegenden knapp 
zwei Jahren hat das Amt für Bau 
und Immobilien (ABI) – trotz gro-
ßer Herausforderungen durch die 
Corona-Pandemie und die Ent-
wicklung der Märkte für Bauleis-
tungen und Materialien – ein ho-
hes Volumen an Leistung und Mit-
teln in Schulbaumaßnahmen inves-
tiert. Ein gutes Beispiel dafür ist der
fertige Neubau der IGS Kalbach-
Riedberg. 

Zu den größten Investitionen 
zählten in den Jahren 2021 und 
2022 der Neubau der Römerstadt-
schule mit rund 24 Millionen Eu-
ro, die Erweiterung mit Sanierung 
des Bestandsgebäudes der Mühl-
bergschule mit 29,7 Millionen Eu-
ro und der Neubau der Gymnasia-
len Oberstufe für die Carlo-Mieren-
dorff -Schule mit 35 Millionen Euro.

(Amt für Bau und Immoblien, 
November 2022)

„Schulsteckbriefe“
des ABI
Alle baulichen Maßnahmen an Frankfurter Schulen 
auf einen Blick

verfügen sie über gewachsene Struk-
turen. Er hält ein Plädoyer für die 
Kultur des Volksfestes.  Diese solle
gepfl egt werden, so seine Forde-
rung. Zur Zeit gebe es einen riesi-
gen Aufschwung nach der Pande-
mie. Sie brauchen Planungssicher-
heit und einen festen Standort. Er 
fragt nach seiner Einladung zum 
runden Tisch. Die habe er bisher 
noch nicht erhalten. Er fürchtet um
Arbeitsplätze, da er annimmt, dass 
irgendwann der Bau der Europäi-
schen Schule weit fortgeschritten 
sei, aber noch kein angemessener 
Ort in Frankfurt für die Dippemess 
gefunden wurde. 

Frau Weber versteht den Punkt 
der Planungssicherheit. Sie sagt ei-
nen runden Tisch gemeinsam mit 
der Messe zu. Herr Roie fordert ei-
ne schriftliche Zusage. Frau Weber 
sagt dies zu.

Herr Pauli, der weiterhin für 
den Erhalt der Kleingartenanlage 
„Am Graben“ kämpft, hält Frau 
Weber vor, warum die Europäische 

Schule nicht im ehemaligen Gebäu-
de des Stadtschulamtes in der See-
hofstraße gebaut wird sondern nun 
das Gymnasium Süd. Frau Weber 
erwidert, dass das Gebäude und 
Gelände zu klein seien und diese 
Idee deshalb schon lange verwor-
fen worden sei.

Schülervertreter*innen der Louise-
von-Rothschild-Schule äußern sich 
zu den IT-Problemen an ihrer Schu-
le. Die Computer und die Beamer 
funktionieren oft nicht. Fast alle 
Computer seien kaputt. Nur ein 
funktionierender Computer sei vor-
handen, der eine Stunde brauche 
um hochzufahren. Die Schulspre-
cherin bemängelt außerdem die 
kühlschrankartigen Luftfi lter, die 
erst nach der Pandemie angekom-
men seien und nun oft im Weg sind. 
Sie fordert vehement einen Voll-
zeit-IT-Beauftragten für Schulen, 
der/die jederzeit für alle anfallen-
den IT-Probleme ansprechbar sei.

Christina Avellini

sondern es muss dafür gesorgt wer-
den, dass alle vorhandenen Stellen 
besetzt werden.

Auch im Hinblick darauf, dass 
Sanierung von Bildungseinrichtun-
gen eine städtische Daueraufgabe 
bleiben wird, ist es gut, wenn diese
Aufgabe dauerhaft mit ausreichend 
Personal bearbeitet wird. Wenn es 
dann gelingt, alle für Sanierung be-
reitgestellten Mittel zeitnah zu in-
vestieren, muss im nächsten Schritt 
geschaut werden, ob noch zusätz-
liches Geld benötigt wird, um alle 
Sanierungen durchzuführen und die-
ses dann auch bereitgestellt werden.

1. März 23
Laura Preusker und Sebastian 
Guttmann, Vorsitzendenteam

längst geeinigt hätten). Das müsste 
offi  ziell überprüft werden.

Der Stand der Sanierung an der 
ERS II ist wohl so, dass mit einer 
8-jährigen Sanierungszeit gerech-
net werden muss, die ersten Bau-
teile 2024 abgerissen werden und 
ein Leben in Pavillons bevorsteht.

BV AG zu ERS II und
 Europäischer Schule, März 2023

Vor dem Abriss:
Blick in einen der Altbauten 

der Schule am Ried

 https://www.schule-am-ried.de/2021/03/die-abrissarbeiten-gehen-voran/#more-5590
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Name

Christina Avellini
Meike Bär 
Lea Brückner
Heidi Franciszczok
Bine Friedrich
Daniel Gnida
Enis Gülegen
Sebastian Guttmann
Susanne Hüttig
Dirk Kretschmer
Heide Krodel-Johne
Zahreen Mahmood
Frauke Matthes
Laura Preusker
Ingeborg Ulrich
Katja Weber
Henrich Zorko

Gesamtpersonalratsbüro

Vorsitzendenteam

Schule

Adornogymnasium
Friedrich-Dessauer-Gymnasium
Berkersheimer Grundschule
Elsa-Brändström-Schule
Panoramaschule
Friedrich-Dessauer-Gymnasium
Philipp-Holzmann-Schule
BFZ Frankfurt-West
Stauffenbergschule
Max-Beckmann-Schule
Viktor-Frankl-Schule
Walter-Kolb-Schule
Bergiusschule
Münzenbergerschule
Schule am Ried
Ernst-Reuter-Schule II
Ernst-Reuter-Schule II

e-Mail Adresse

christina. avellini@gew-frankfurt.de
meike.baer@gew-frankfurt.de
lea.brueckner@gew-frankfurt.de
heidi.franciszczok@gew-frankfurt.de
bine.friedrich@gew-frankfurt.de
daniel.gnida@gew-frankfurt.de
enis.guelegen@gew-frankfurt.de
sebastian.guttmann@gew-frankfurt.de
susanne.huettig@gew-frankfurt.de
dirk.kretschmer@gew-frankfurt.de
heide.krodel-johne@gew-frankfurt.de
zahreen.mahmood@gew-frankfurt.de
frauke.matthes@gew-frankfurt.de
laura.preusker@gew-frankfurt.de
ingeborg.ulrich@gew-frankfurt.de
katja.weber@gew-frankfurt.de
henrich.zorko@gew-frankfurt.de

GEW-Mitglieder im Gesamtpersonalrat Schule

gesamtpersonalrat@kultus.hessen.de oder 069-38989185
Stuttgarter Straße 18 –24, 60329 Frankfurt

Meike Bär und Sebastian Guttmann

Zuständigkeiten

Arbeits- und
Gesundheitsschutz

   Meike Bär und
   Heide Krodel-Johne 

Berufl iche Schulen: Susanne Hüttig Grundschulen: Heidi Franciszczok und Laura Preusker
Gesamtschulen: Katja Weber Gymnasien:  Christina Avellini
Haupt- u. Realschulen: Katja Weber Sonderpädagogik: Sebastian Guttmann

Beratung bei länder übergreifenden und hessenweiten Versetzungen

Fragen von 
Tarifbeschäftigten

Bine Friedrich und
Heide Krodel-Johne

Erreichbarkeit des Gesamt-
personal rats Schule
Schon seit einiger Zeit ist die offi  zi-
elle Mailadresse des Gesamtperso-
nalrats Schule Frankfurt GPRS.SSA.
Frankfurt@kultus.hessen.de  

Da die alte Adresse nicht mehr 
lange bestehen wird, sollte mög-
lichst die neue benutzt werden. 

Abordnungen Gymnasium an 
Grundschule – Verbesserung der 
Bedingungen
Durch den Lehrkräftemangel an 
Grundschulen werden viele Gym-
nasiallehrkräfte mit einem Teil ih-
rer Stunden an eine Grundschule 
abgeordnet. Hieraus ergeben sich 
viele konkrete Schwierigkeiten (bei-
spielsweise Stundenplanabstim-
mung, Wegzeiten, Zahl der Konfe-
renzen). Im Anschluss an die beiden 
Dienst ver samm lun gen mit betroff e-
nen Kol le g*in nen und Schulleitun-
gen, um diese praktischen Schwie-
rigkeiten zu sammeln, wurde jetzt 
vom Staatlichen Schulamt eine Ar-
beitsgruppe unter Beteiligung des 
Gesamtpersonalrats gegründet, die 
sich mit Lösungen und Erleichterun-
gen im Schulalltag beschäftigt, wo 
dies möglich ist. 

Erhebung der psychischen
Belas tun gen und Arbeitsschutz-
ausschuss
In Frankfurt müssen aufgrund der 
Dienstvereinbarung zum Arbeits- 
und Gesundheitsschutz die Fakto-
ren der psychischen Gefährdung alle
fünf Jahre erhoben werden. Diese 
fi ndet ihr unter https://gew-frankfurt.
de/themen/arbeits-und-gesundheitsschutz. 
Diese Erhebung ist nicht nur aus of-
fensichtlichen Gründen wichtig, sie 
ist auch eine gute Arbeits- und Dis-
kussionsgrundlage, um strukturell 
und individuell krank machende 
Faktoren an der Schule zu erken-
nen und (einige davon) angehen zu 
können. Um die psychischen Belas-
tungsfaktoren zu erheben, gibt es 
beim Medical Airport-Service ein 
Tool, welches in ganz Hessen so 
durchgeführt wird.

Aus unserer Sicht wäre es auch 
wichtig, die an Frankfurter Schu-
len bestehenden Belastungen, dort 
wo es möglich ist, sichtbar zu ma-
chen. Aus diesem Grund weisen wir 
auch im Arbeitsschutzausschuss, an 
dem auch Vertreter*innen des Me-
dical Airport-Service teilnehmen, 
immer wieder darauf hin, dass zu-
sammenfassende Querschnittsergeb-
nisse (beispielsweise für Frankfur-
ter Schulen) erstellt und betrachtet 
werden müssen.

Auch sollte das Angebot zur Ab-
hilfe / Verbesserung der Situation an 
die Befunde angepasst werden. So 
sind individualisierende Entlastungs-
angebote für strukturell bedingte 
Stressoren (beispielsweise unklare/
belastende Kommunikationsstruk-
turen) nicht geeignet. Deshalb müs-
sen aus unserer Sicht auch vermehrt 
systemische Angebote für Schulen 
angeboten werden, die die Gesamt-
situation an der Schule in den Blick 
nehmen und verbessern. Wir blei-
ben an dem Thema in den Gesamt-
personalrats- und Arbeitsschutzaus-
schusssitzungen weiter dran!

Entgeltordnung für Lehrkräfte und 
sozialpädagogische Fachkräfte
Bisher ist die Zahl der gestellten An-
träge auf Höhergruppierung noch 
deutlich niedriger als die Zahl der 
Anspruchsberechtigten. Insbeson-
dere Kolleg*innen in der Entgelt-
gruppe 5 haben auf jeden Fall einen 
Anspruch auf Höhergruppierung, 
da es diese Gruppe nach der Ent-
geltordnung im Schulbereich nicht 
mehr gibt. Mitglieder können sich 
hierzu bei der GEW beraten lassen. 
Zwar ist die Beantragung bis zum 
31. 7. 2023 (Eingang beim Staatli-
chen Schulamt) möglich, allerdings 
sollte man unserer Erfahrung nach 
nicht bis zum Schluss warten, da 
hier vermutlich viele Anträge auf-
laufen werden und dann auch eine 
Beratung aufgrund der knappen 
Zeit schwierig werden wird.

Entlastung für Abschlussprüfungen
Auch in diesem Jahr sind die Ent-
lastungen, die Kolleg*innen für die 
Vorbereitung, Durchführung und 
Korrektur von Abschlussprüfungen 
erhalten, stark von den individuel-
len Gegebenheiten vor Ort abhängig 
und in der Regel nicht ausreichend. 
Es gibt einen neuen Erlass, der wie-
der keine allgemeinverbindliche Ent-
lastungsregelung enthält, sondern 
nur Vorschläge, die an den Schulen 
umgesetzt werden können. Wir for-
dern weiterhin auf allen Ebenen für 
die strukturell angelegte Überlastung 
von Kolleg*innen in den Prüfungs-
zeiträumen ein ausreichendes lan-
desweit geltendes Entlastungsmo-
dell, wie es beispielsweise in Nie-
dersachsen gehandhabt wird. Dies 
zeigt ja, dass es sehr wohl möglich 
ist, solche Modelle zu entwickeln 
und umzusetzen.

Wir möchten in diesem Zusam-
menhang auf den Abirechner der 
GEW Hessen aufmerksam machen, 
mit dem wir wie bereits im letz-
ten Jahr die Belastungen sichtbar 
machen wollen. Ein ähnliches Er-
fassungsprogramm wird es dieses 
Jahr auch für die durch die Haupt- 
und Realschulprüfungen entstehen-
den Belastungen geben. 

Beide werden auf der Homep-
age der GEW Hessen (www.gew-hes-
sen.de) veröff entlicht. Beteiligt euch 
daran, denn Ergebnisse, die durch 
eine hohe Beteiligung zustande 
kommen, unterstützen unsere Ar-
gumentation.

Dienstvereinbarung Teilzeit
Im April 2023 wurde zwischen dem 
Gesamtpersonalrat Schule und dem 
Staatlichen Schulamt eine Dienst-
vereinbarung Teilzeit abgeschlos-
sen. Diese wurde an alle Schullei-
tungen verschickt und sollte allen 
Kol le g*in nen „in geeigneter Form“ 
bekannt gemacht werden. Wie dies 
geschieht, ist also nicht genau de-
fi niert; wir halten es durchaus für 
sinnvoll, darüber im Rahmen einer 
Per so nal ver samm lung oder auch 
Gesamtkonferenz zu diskutieren. 
Dies ist auch deshalb sinnvoll, weil 
manche Punkte der konkreten Aus-
gestaltung vor Ort bedürfen, ent-
weder durch eine ergänzende schu-
lische Dienstvereinbarung oder Be-
schlüsse der Gesamtkonferenz. Hier
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Gesamtpersonalrat

Nachrichten aus dem Hauptpersonalrat

Probleme bei der Umsetzung der 
Erfassung elektronischer Arbeits-
unfähigkeits- bescheinigung (eAU) 
von TV-H-Beschäftigten in FLiS
Auf die Problematisierung des HPRS 
zur fehlenden Möglichkeit der not-
wendigen Einträge der Namen von 
kranken Kindern erklärt das HKM, 
dass dies derzeit bearbeitet werde; 
noch sei allerdings unklar, wann eine
Lösung präsentiert werden könne. 
Die in SAP erfassten Kinder sollen 
als Auswahlfelder hinterlegt wer-
den. Derzeit könne diese Informati-
on nur über das Anschreiben trans-
portiert werden. Das HKM erklärt, 
die Arbeit bei den Personalsachbe-
arbeitungen in den StSchÄ sei durch 
FLiS laut Rückmeldungen deutlich 
erhöht worden (!?!). Zusätzlich ge-
be es Belastungen durch hohe Kran-
kenstände. Der Regelfall für die 
Eingabe in FLiS sei direkt oder wö-
chentlich. Hier gebe es absichtlich 
keine konkreteren Vorgaben.

Bezüglich der Übermittlung der 
eAU, die vom Arbeitgeber abzuru-
fen ist, weist das HKM auf die FAQ-
Liste hin. Hier müsse die Checkbox 
„Attest“ aktiviert werden, damit die 
Info an das StSchA gemeldet wer-
de. Von der Per so nal sach be ar bei-
tung werde die eAU dann von der 
Datenbank abgerufen. Es erfolge 
ein automatischer Abgleich über 
den Zeitraum der Krankschreibung. 
Was nicht übereinstimme, werde in 
einer „Sach be ar bei ter lis te“ aufge-
listet. Ein allgemeines Informati-
onsschreiben sei an alle gesetzlich 
krankenkassenversicherten Beschäf-
tigten gegangen.

Zur Frage des HPRS, ob ein 
abgebrochener Arbeitstag weiter-
hin rechtswidrig als ganzer Krank-
heitstag gezählt werde, erklärt das 
HKM, dass die angedachte Praxis 
nicht rechtswidrig sei. Das Einpfl e-
gen in FLiS müsse von der Entgelt-
fortzahlung im Krankheitsfalls ge-
trennt werden. Die FAQ-Liste sei 
nun dahingehend geändert worden, 
dass die Erfassung des „abgebroche-
nen“ Tages nicht mehr erfolge, es sei 
denn, die Person gehe unmittelbar 
zum Arzt und werde noch für den 
betreff enden Tag krankgeschrieben.

Lehramt in der Sekundarstufe I
ab dem Schuljahr 2023/24
Ebenfalls in Analogie zum Grund-
schulbereich soll ein entsprechendes 
Unterstützungsangebot nun auch 
für den Bereich der Sek. I aufgelegt 
werden. Geplant sind 12 Online-
Seminare pro Schulhalbjahr, mit je-

weils 20 Teilnehmenden, in denen 
Grundkenntnisse zu verschiedenen 
Themen vermittelt werden sollen 
(Bspw. Schulrecht, wertschätzen-
de Gesprächsführung, soziales Ler-
nen…). Es handelt sich ausdrücklich 
um ein „Unterstützungsangebot“ 
und nicht um eine „Fortbildung“. 
Mit dem Hinweis auf den § 5 der 
Verordnung zur Sicherstellung der 
verlässlichen Schulzeit wird klarge-
stellt, dass sich das Angebot nicht 
auf die Erteilung von Unterricht be-
zieht. Der HPRS problematisiert die 
Tendenz der Deprofessionalisierung, 
die mit dem Aufl egen solcher An-
gebote einhergeht und die den tat-
sächlichen Lehrkräftemangel ver-
schleiert. Wenn TV-H-Kräfte aber 
zur Unterstützung an Schule seien, 
dann sollten sie auch die notwen-
digsten Kenntnisse dafür erhalten. 

Richtlinie zum baren und unbaren 
Zahlungsverkehr öffentlicher 
Schulen über Schulgirokonten 
(SGK-Richtlinie)
Das HKM sorgt mit dieser Richtli-
nie für eine Neustrukturierung der 
durch Schulen verwalteten Konten. 
Das sogenannte „Landesmittelkon-
to“ wird abgeschaff t, was folgerich-
tig ist, da hierüber in der Vergan-
genheit die Feriencamp-Formate fi -
nanziert wurden, die seit 2020 al-
lerdings über das Schulbudget ab-
gewickelt werden (vgl. Abl. 08/ 22). 
Eine weitere Änderung betriff t die 
Einnahmen bei Schulveranstaltun-
gen, Schulfesten oder ähnlichen Ver-
anstaltungen: Hier dürfen nur noch 
nicht zweckgebundene „Spenden“ 
entgegengenommen werden, und 
keine „Einnahmen durch eine Ge-
genleistung“ erzielt werden („Prei-
se“). Hintergrund hierfür ist eine 
Änderung der Rechtsgrundlagen zur 
Umsatzsteuer. Als Beispiel wird er-
läutert, dass auch kein konkreter Be-
trag für eine „Spende für ein Stück 
Kuchen“ benannt werden sollte, 
da dies sonst umsatzsteuerpfl ichtig 
werden könnte. Auch Förderverei-
ne von Schulen seien von der Prob-
lematik der Veränderung der Rege-
lungen zur Umsatzsteuer tangiert.

Quereinstieg in den Hessischen 
Schuldienst im Haupt- und Real-
schulbereich für Personen mit 
akkreditiertem Hochschulabschluss 
im Bereich Mathematik, Englisch, 
Physik, Chemie, Musik, Kunst oder 
Biologie (QuiSHR)
Um den bevorstehenden Lehrkräf-
temangel im HR-Bereich langfristig 

abzumildern, legt das HKM eine ent-
sprechende Maßnahme analog zur 
bestehenden Maßnahme im Grund-
schulbereich (QuiSGS) vor. Insge-
samt umfasst die Qualifizierung 
sieben Schulhalbjahre; die Unter-
richtsverpfl ichtung ist im Vergleich 
zu QuiSGS geringer. Als erstes Un-
terrichtsfach ist zu wählen aus den 
Fächern M, E (Hauptfächer), Phy, 
Ch, Mu, Ku (Mangelfächer) und 
Biologie (Zusatz, um Bewerber-
zahl zu erhöhen). Das zweite Fach 
ist AL oder M. Diese Beschränkung 
erfolgt laut HKM, um die Maßnah-
me kompakt und praktikabel zu 
halten. Der HPRS gibt zu bedenken, 
dass dies den Kreis der Interessier-
ten möglicherweise verkleinere. Ein-
stellungen sollen vom 1. 9. 2023 bis 
zum 1. 2. 2024 möglich sein. Diese 
Frist soll Interessierten Zeit geben, 
aus bestehenden Beschäftigungsver-

hältnissen geordnet auszuscheiden 
Die ausbildende Schule erhält eine 
Pfl ichtstunde zusätzlich für Men-
to r*in nen-Tätigkeiten. Der HPRS 
nimmt die Maßnahme zur Kenntnis.

Einstellungen von LiV
Die bisher vorliegenden Daten zum 
Einstellungsverfahren für LiV zum 
1. 5. 2023 bestätigen den gravie-
renden Lehrkräftemangel: Die Ge-
samtzahl der Bewerbungen ist im 
Vergleich zum Vorjahr insgesamt 
um 29 Prozent gesunken. In Bezug 
auf die einzelnen Lehrämter erga-
ben sich folgende Veränderungen: 
Steigerungen bei der Grundschule 
(+10 %) und bei der Förderschule 
(+15 %); deutliche Rückgänge bei 
Haupt- und Realschule (-15 %), 
beim Gymnasium (-20 %) und bei 
den berufl ichen Schulen (-45 %). 

Die endgültigen Zahlen werden 
noch nachgeliefert.

Probleme bei der Überleitung in 
den TV EGO-L-H
Dem HPRS sind mittlerweile ei-
ne ganze Reihe teils gravierender 
Probleme zugetragen worden. Die-
se reichen von schlichter Nicht-
bearbeitung, fehlenden Eingangs-
bestätigungen bis hin zu gänzlich 
falschen Informationen und dem 
Ausstellen von Verträgen mit fal-
schen Inhalten zum Nachteil der 
Beschäftigten. Das HKM ist auf-
grund von Urlauben und Krank-
heitsfällen vor den Osterferien hier-
zu nicht sprechfähig gewesen, was 
der HPRS mit Blick auf die langen 
Vorlaufzeiten des TV EHO-L-H 
scharf kritisiert hat.

darf alles, was nicht durch Gesetze,
Verordnungen, Tarifverträge oder 
die Dienstvereinbarung des Ge-
samtpersonalrats geregelt ist, ge-
nauer ausgestaltet bzw. nachjus-
tiert werden.

Denn nicht alle Wünsche / For-
derungen, die uns aus den Kollegien 
erreichten, waren durchsetzbar, aber 
das ist bei Dienstvereinbarungen – 
die ja beide Seiten nach einem Eini-
gungsprozess unterzeichnen müssen 
– normal. Manchmal auch dadurch 

bedingt, dass gar nicht zwischen al-
len Schulen und Schulformen Einig-
keit über die Art der Forderungen 
herrscht und Formulierungen so 
allgemein gehalten werden müssen, 
dass sie noch für alle Schulformen 
Sinn machen. 

Neu geregelt wurde in der 
Dienstvereinbarung Teilzeit unter 
anderem, dass vor Klassen- und 
Studienfahrten ein Gespräch darü-
ber geführt werden muss, wie (nicht 
ob!) der Ausgleich für Teilzeitkräfte 

stattfi ndet, und der PR und Gleich-
stellungsbeauftragte dabei einzube-
ziehen sind; es wird auf die famili-
enfreundliche Variante möglicher 
hybrider Konferenzen hingewiesen, 
und Mehrarbeit soll bei familiär be-
dingter Teilzeit nur noch freiwillig 
erfolgen. Auch wurde der Gültig-
keitsbereich noch genauer defi niert, 
d. h.  es wird noch einmal genau ge-
fasst, welche Personen an Schulen 
konkret als Teilzeitbeschäftigte zu 
behandeln sind. 

Die komplette Dienstverein-
barung findet man unter https://
gew-frankfurt.de/personalraete/gesamt-
personalrat

Gerade vor dem Hintergrund der 
unsäglichen Stellungnahme der 
Ständigen Wissenschaftlichen Kom-
mission der Kultusministerkonfe-
renz vom Januar 2023, die eine 
Einschränkung der Genehmigung 
von Teilzeitanträgen von Lehrkräf-
ten empfohlen hat, bekommen wir 

vermehrt Anfragen, ob Teilzeitan-
träge überhaupt noch genehmigt 
werden. Uns wurde zugesichert, 
dass es in Frankfurt keine Ände-
rung in der Genehmigungspraxis 
von Teilzeitanträgen geben wird. 
Sollten Teilzeit- oder Sabbatjahran-
träge abgelehnt werden (was auch 
immer wieder vorkommt), so ist der
Schulpersonalrat in der Beteiligung 
und kann diese Ablehnung seiner-
seits ablehnen. Wir beraten hier-
bei gerne.

Stefan Edelmann erklärt, warum die 
Gewerkschaft Erziehung und Wis-
senschaft (GEW) Hessen mehr statt 
weniger Flexibilität beim Abitur for-
dert. Und was wirklich nötig ist.

Herr Edelmann, ist es gerecht, wenn 
Schüler und Schülerinnen in Thürin-
gen im Schnitt eine Abiturnote von 
2,04 erreichen, in Schleswig-Hol-
stein 2,42 und in Hessen eine 2,23?
Die Frage nach der Gerechtigkeit ist 
sehr komplex. Darauf gibt es keine 
einfache Antwort. Wir können je-
denfalls feststellen, dass die Durch-
schnittsnoten unterschiedlich sind, 
mehr nicht. – Warum das so ist, ist 
schwer zu sagen.

Man möchte auf Bundesländer-
ebene die Noten vergleichbarer ma-
chen. Dazu haben die Kultusminis-
ter und -ministerinnen eine Reihe 
von Beschlüssen gefasst. Was haben 
Sie dagegeneinzuwenden?
Ob durch die nun gefassten Be-
schlüsse zur Zahl der verbindli-
chen Grund- und Leistungskurse 
oder der Klausuren tatsächlich die 
Vergleichbarkeit erhöht wird, ist 
doch sehr zweifelhaft. Das ändert 
nichts an den sehr unterschiedli-
chen Ausgangsbedingungen vor 
Ort. Es wird an der Normsetzung 
geschraubt, das sind nur Scheinob-
jektivierungen.

Wir haben hier in Hessen vor 
einiger Zeit noch viel mehr Mög-
lichkeiten zur Wahl der Leistungs-
kurse gehabt. Heute können Sie 
nicht mehr Deutsch und Geschich-
te oder Deutsch und das Fach Po-
litik und Wirtschaft wählen, ob-
wohl das doch sinnvoll wäre. Und 
wer mit Sprachen nichts anfangen 
kann, muss da trotzdem mitunter 
mit einem Riesenaufwand arbeiten, 
um wenigstens einen Punkt zu be-
kommen, damit der Kurs als belegt 
zählt. Obwohl er oder sie in Mathe 
und Physik ein Talent ist.

Das ist doch eine grauenhafte 
Verschwendung von Lebens- und 
Arbeitszeit. Das kann man doch 
niemandem erklären.
Aus der Frankfurter Rundschau vom 

31. März 2023 (von Peter Hanack)

GEW-Experte kritisiert: Neue Regeln fürs Abitur
„sind nur Scheinobjektivierungen“

Halten Sie Vergleichbarkeit für nö-
tig?
Natürlich muss diese angestrebt 
werden. Da gehört aber viel mehr 
dazu, als zu vergleichen, wer wel-
che Prüfungen oder Kurse wie ab-
geschlossen hat.

Sie fordern als GEW mit einigen 
anderen Akteuren in einer gerade 
veröff entlichten sogenannten Pots-
damer Erklärung mehr Flexibilität 
in der Wahl der Oberstufenfächer.
Wie passt das mit dem Anspruch 
zusammen, dass es gerecht zugehen
soll, etwa bei der Vergabe von Stu-
dienplätzen, wo ja oft ein Numerus
clausus gilt?
Die reine Setzung, dass alle ähnlich 
viele Kurse belegen und Klausuren 
schreiben müssen, erreicht auch kei-
ne Vergleichbarkeit. Die Potsdamer 
Erklärung ist eine Vision, die die Ge-
danken darauf lenken soll, wie das 
Abitur auch gestaltet werden könn-
te, nämlich mit viel mehr Möglich-
keiten, seinen Begabungen und In-
teressen zu folgen, als dies jetzt in 
den Oberstufen möglich ist.

Soll es möglich sein, sich ganz auf 
Deutsch, Englisch und Spanisch 
zu konzentrieren, wenn man eben 
sprachbegabt ist, und Mathe und 
Physik dafür sein zu lassen?
Das könnte das heißen. 

Stefan Edelmann (50) leitet das 
Referat Schule bei der GEW.
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Kritik – mehr denn je gefragt…
Am 29.9.2022 trug Dr. Andreas Hellgermann unter dem Titel „kompetent.fl exibel.angepasst“
in Frankfurt (6. Veranstaltung der AG „Gegen die Ökonomisierung der Bildung“ der GEW Frank-
furt) seine Gedanken zur Kritik neoliberaler Bildung vor.
  Er bemängelte, der digitale Selbstunternehmer habe sich als europäisches Bildungsideal durch-
gesetzt. Dieser brauche keine Kritik; seine Vernunft, auf die auch künftig nicht verzichtet werden 
könne, sei aber pragmatisch und instrumentell. Hellgermann hält dies für einen fatalen Irrtum.
Bildung verlange eine über das Instrumentelle hinausgehende Vernunft. Um die Krisen der Gegen-
wart und Zukunft bewältigen zu können, sei vielmehr eine kritische Vernunft unverzichtbar. Sie 
müsse auch und gerade in Zeiten wie diesen, die global alles oder zumindest vieles grundlegend 
auf den Kopf stellen, als Bildungsherausforderung begriffen werden.1

Hellgermann beruft sich u.  a. auf 
eine Empfehlung des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 18. 
Dezember 2006 zu den Schlüssel-
kompetenzen für lebensbegleiten-
des Lernen, in denen die Fähigkei-
ten eines Individuums, seine Ideen,
seine Kreativität, seine Risikobe-
reitschaft, seine Planungsfähigkei-
ten, sein vorausschauendes Vorge-
hen, seine Motivation, seine ökono-
mischen Kompetenzen, seine Ent-
schlossenheit, seine Einschätzung 
der eigenen Fähigkeiten und Stärken 
etc. der Bewältigung des täglichen 
Lebens nicht nur im privaten und 
gesellschaftlichen Umfeld, sondern 
zuvörderst auch der Gestaltung des 
Arbeitsumfeldes im unternehmeri-
schen Sinne dienen.2

Dem liegt ein ökonomischer 
Ansatz zugrunde, der Menschen als 
humanen Rohstoff  auf ihren Erfolg 
am Arbeitsplatz für das jeweilige 
Unternehmen reduziert, sie auf die-
se Weise zu Humankapital degra-
diert und damit eines Großteils ih-
res Menschseins beraubt. Sie sollen 
kompetent sein, das heißt, Probleme 
jeder Art lösen können, immer be-
reit, sich selbst zu optimieren, und 
ihre Kompetenzen der Problemlö-
sung stetig weiterentwickeln. Sie sol-
len fl exibel sein, formbar, was nichts 
anderes meint, als sich jederzeit oh-
ne Widerstand den jeweiligen (un-
ternehmerischen) Bedürfnissen an-
zupassen. Und um, ohne aufzufal-
len, quasi unsichtbar ohne eigene 
Bedürfnisse auszuformen und oh-
ne Probleme zu verursachen, mög-
lichst erfolgreich durchs (Berufs-)
Leben zu kommen. 

Flexibilität, an sich ein durch-
aus erstrebenswertes Ziel, das m. E. 
objektiv den toleranten und eman-

zipierten persönlichen Umgang mit 
veränderten Wirklichkeiten meint, 
einen Prozess, dem Problemlösung 
immanent ist, wird hier herabge-
würdigt und heißt nichts anderes 
als Anpassung. Ein Widerspruch 
an sich. Das Prinzip der Anpas-
sung wird als selbstverständlich 
vorausgesetzt. Zu lebenslangem 
Lernen verdammt, zur Herrschaft 
über den Augenblick, um den For-
derungen souverän zu entsprechen, 
die andere stellen, nicht unbedingt 
das Leben. Bei Paulo Freire heißt 
es in diesem Zusammenhang, die 
neoliberale pragmatische Einstel-
lung sei „ … in aggressiver Weise 
darauf aus, einen Bruch zwischen 
einem selbst und seiner Welt zu be-
wirken, indem man eine tiefgehende 
Verbindung zwischen einem selbst 
und dem Markt geltend macht. In 
anderen Worten, der Fokus in der 
neoliberalen Welt ist darauf gerich-
tet, wie man ein kompetenter Ver-
braucher wird, wie man ein kom-
petenter Verteiler von Wissen wird, 
ohne irgendwelche ethischen Fra-
gen zu stellen.“3 

Die damit einhergehende Ent-
koppelung von der wirklichen Welt 
verläuft nicht ohne Selbstaufgabe. 
Kurse für Resilienz, Work-Life-Ba-
lance oder Self-Management sollen 
aus dem Ruder gelaufenen Arbeit-
nehmern ins System zurückhelfen. 
Sie machen glauben, das Versagen 
im System liege nicht am System, 
sondern am Betroff enen selbst, dem 
der Anpassungsprozess misslun-
gen sei. Doppelte Schmach. Un-
terstützt wird dieser „kompetente 
Anpassungsprozess“ durch die neu-
en Technologien, mit Hilfe der Di-
gitalisierung und der Com pu ter in-
dus trie also, die das Ziel verfolgen, 

das lebenslange Lernen fortwährend 
zu „optimieren“. Dies erzeugt ei-
nen völlig unnötigen und vor allem 
falsch verstandenen Leistungsdruck, 
der zur „Verschuldung“ des Einzel-
nen gegenüber dem Unternehmen 
führen kann. Der Mitarbeiter emp-
fi ndet sich zunehmend als defi zitär 
und damit nicht in der Lage, die an 
ihn gestellten Erwartungen zu er-
füllen. So hetzt er, nicht mehr von 
außen, sondern von innen getrie-
ben, seinen eigentlichen Fähigkeiten 
und Zielen immer hinterher, ohne 
jemals anzukommen, und hält sich 
dabei perfi derweise quasi selbst die 
Karotte vor die Nase.

Gras wächst nicht
schneller, wenn man
daran zieht
Auch in die Schulen haben die o. g. 
Prinzipien und Technologien nicht 
erst seit gestern Eingang gefunden 
und bieten einen perfekten Nähr-
boden für das Ziel der Anpassung. 
Selbst in Grundschulen, zum Teil so-
gar im Kindergarten, sollen junge 
Menschen mit und an Computern 
lernen, mit eigens für sie erstellten 
Computerlernprogrammen. Und 
Schulen kaufen diese Programme. 
Die Lehrerschaft wurde damit zu 
Einkäufern (schlechter, aber teurer 
Ware, s. u.) gemacht. Um „wettbe-
werbsfähig“ zu bleiben und „ver-
gleichbar“ zu werden. Um das Schul-
programm zu erweitern, den Ent-
wicklungen anzupassen, auf diese 
Weise messbar, überprüfbar und 
auch als Druckmittel verwendbar 
zu machen. 

Doch die Vergleichbarkeit trügt. 
Daran können auch um der Wett-
bewerbsfähigkeit willen ins Schul-
programm aufgenommene Projek-
te oder Maßnahmen wenig ändern. 
Das schulische Leben hängt von 
weiteren Faktoren ab, von den Mit-
gliedern des Kollegiums, das sich 
heute nicht nur multiprofessionell, 
sondern aufgrund des eklatanten 
Lehrermangels als Folge einer ver-
fehlten Bildungspolitik auch aus 
weniger bis gar nicht pädagogisch 
ausgebildeten Seiteneinsteigern zu-
sammensetzt (es soll bereits Schu-
len geben, an denen der Anteil der 
Seiteneinsteiger höher ist als der 
der ausgebildeten Lehrkräfte 4), den 
Schülerinnen und Schülern, ihrer so-
zialen, nationalen, religiösen Her-
kunft, der Elternschaft, dem Ein-
zugsgebiet, den räumlichen Mög-
lichkeiten in Schulgebäude und Um-
gebung und nicht zuletzt auch von 
der Schulleitung. All dies spielt eine 
entscheidende Rolle in diesem Ge-
füge und darf nicht unberücksich-
tigt bleiben.

Durch die Anfang der 2000er Jah-
re von der OECD, Organisation for
Economic Co-operation and De-
velopment, also weder von Seiten 

der Kultusministerkonferenz noch 
einer pädagogischen Wissenschaft-
seinrichtung beauftragten PISA-
Tests, VERA und all den anderen 
Vergleichsgeschichten spätestens, 
hat der neoliberale Bildungsgedan-
ke ganz offi  ziell Einzug in unser 
Bildungssystem gehalten und be-
gonnen, die staatliche Bildung zu 
digitalisieren, zu kontrollieren, zu 
instrumentalisieren und zu mani-
pulieren. Gründe wären z. B. die 
schlechten Leistungen deutscher 
Schüler im internationalen Ver-
gleich, aber eben auch die Globa-
lisierung und damit die Konkur-
renzfähigkeit Deutschlands auf dem 
internationalen Markt. Die gym-
nasiale Schulzeit wurde in diesem 
Zuge den europäischen Nachbarn 
angepasst und verkürzt, ohne die 
unterschiedlichen Bildungssysteme 
grundsätzlich miteinander zu ver-
gleichen und Vor- und Nachteile 
gegeneinander abzuwägen. Spä-
ter wurde hier dann ein – wenn 
auch halbherziger – Rückzieher 
gemacht und Schulen konnten zu 
G 9 zurückkehren. 

Auch direkt und unmittelbar 
vor Ort zeigte sich Wirkung. Un-
terrichtszeit und Manpower wur-
den für die Durchführung der Tests 
und deren Auswertung zweckent-
fremdet und so missbraucht. Mit 
Folgen für die Kinder, auf deren 
Rücken die oben erwähnte Testerei 
durchgeführt wurde und weiterhin 
wird. Gerade in der Grundschule 
erleben die Schülerinnen und Schü-
ler diese zusätzlich zu den Klassen-
arbeiten von oben aufgedrückten 
Prüfungssituationen als sehr be-
lastend. Vielfach werden innerhalb 
eines Lernbereiches wiederholt In-
halte abgefragt, die beispielsweise 
aufgrund schulinterner Absprachen 
noch nicht behandelt wurden. Zu-
dem ist die Bearbeitungsdauer der 
Aufgaben begrenzt. So erleben sich 
Kinder bereits in einem frühen Al-
ter als defi zitär (s. o.). Der erwartete 
Eff ekt, der der signifi kanten Verbes-
serung der Leistungen, blieb oben-
drein aus, wenn man den jährlichen 
Veröff entlichungen dazu Glauben 
schenken darf. Das Gras wird nun 
mal nicht länger, wenn man dar-
an zieht.

Bildung marktförmig
Innerhalb dieses Szenarios fi ndet 
nicht nur ausschließlich eine rei-
ne Abfrage derartig überprüfbarer 
Lernziele statt, sondern auch und 
gerade eine Veränderung schuli-
scher Inhalte und ihrer Bewertung 
„von außen“. Wichtige ethische 
oder moralische Zielsetzungen des 
Bildungsprozesses wie beispielswei-
se die Gewissensbildung, die Ent-
wicklung selbstständigen Denkens 
oder das kritische Hinterfragen von 
Zusammenhängen fallen auf diese 
Weise komplett aus der Bewertung 
von Schülerleistungen heraus, weil 

„[es] fi ndet eine 
Reduktion auf 
das Hin- und Her-
springen zwischen 
unterschiedlichen 
Aufgabenformen 
und deren Ab-
arbeiten statt;der 
Lern inhalt selbst 
tritt auf diese Weise 
oftmals in den 
Hintergrund, der 
Schüler und die 
Lehrkraft ebenso. 
Vorbereitung
auf ein Leben
in den Diensten
des Marktes.
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sie so nicht messbar sind. Die auf 
diese Weise erworbenen Ergebnisse 
genügen jedoch, um – anstelle von 
staatlicher Seite – von privaten An-
bietern ausgehend, von der Wirt-
schaft also, einen „Bildungsmarkt“ 
zu schaff en und zu etablieren, um 
mit Bildung Handel treiben zu kön-
nen und Lehrkräfte wie Schüler-
schaft zu Kunden schlechter Ware 
zu machen sowie Schule und Bil-
dung auf diesem Wege grundlegend 
nach ökonomischen Grundsätzen 
zu verändern.5 Unzählige Fortbil-
dungen für die Lehrkräfte und die 
Entwicklung schulinterner Kon-
zepte schlossen sich an, die oftmals 
ebenfalls Eingang in die bereits ein-
gangs erwähnten Schulprogramme 
fanden. Zeit und Raum zur internen 
Refl exion blieben kaum. Trotz ver-
ordneter regelmäßiger Evaluation, 
über die oftmals „nach oben“ Re-
chenschaft abgegeben werden muss. 
So wurden – auch befeuert durch 
ein chronisch unterfi nanziertes Bil-
dungssystem – über die Lehreraus- 
und -fortbildung Inhalte aus rein 
wirtschaftlichen Interessen fest in 
Schule und Bildung implementiert. 

Auch Begriffsfindungen wie 
„Bildungsstandards“ oder „Kom-
petenzen“, anstelle von Fähigkei-
ten, Fertigkeiten und Kenntnissen 
beispielsweise, sowie das in diesem 
Zusammenhang geforderte stetige 
Methodentraining, z. B. nach Klip-
pert, müssen kritisch bewertet wer-
den.6 Nicht das Lernen wird gelernt, 
nicht das Aneignen von Wissen, 
nicht das Entdecken von Talenten 
oder Begabungen, nicht die Ent-
wicklung sozialer und gesellschaftli-
cher Fähigkeiten, nicht Bildung also. 
Stattdessen fi ndet eine Reduktion 
auf das Hin- und Herspringen zwi-
schen unterschiedlichen Aufgaben-
formen und deren Abarbeiten statt; 
der Lerninhalt selbst tritt auf diese 
Weise oftmals in den Hintergrund, 
der Schüler und die Lehrkraft eben-
so. Vorbereitung auf ein Leben in 
den Diensten des Marktes.

In der Lehreraus und -fortbil-
dung sind neoliberale Prinzipien 
also längst angekommen. Gerade 
engagierte Lehrkräfte tappen oft-
mals in die ausgelegten Fallen; sie 
bilden sich gerne fort und möch-
ten ihren Unterricht innovativ ge-
stalten. Sie werden auf diesem We-
ge selbst ebenso instrumentalisiert 
wie manipuliert, um den auszubeu-
tenden humanen Rohstoff  entspre-
chend zu konditionieren. Vorwürfe, 
man ginge nicht mit der Zeit, man 
gehöre zu den ewig Gestrigen etc. 
diskreditieren die eigene kritische 
Vernunft.

 
Besonders oder gerade in Zeiten 
von Corona wurden viele der wei-
ter oben bereits angesprochenen 
Lernprogramme angeschaff t. Für 
das Homeschooling. Aber auch we-
gen des Lehrermangels. Anstelle des 
Schreibens von Buchstaben, Wör-

tern, Texten beispielsweise werden 
dort, von den Klassenkameraden 
wie der Lehrkraft isoliert, Buttons 
gedrückt, im Multiple-Choice-Ver-
fahren, oder Lückentexte mit einzel-
nen Wörtern gefüllt. Bei erfolgrei-
chem Arbeiten können bei einigen 
Programmen „Coins“, Münzen, ge-
sammelt und auf diese Weise Beloh-
nungen eingeheimst werden. Ohne 
zu hinterfragen, ob ein solches Be-
lohnungssystem pädagogisch sinn-
voll ist. Ökonomisch gesehen, ist es 
das wohl. Der Preis, der materielle 
Gewinn, erhält mehr Bedeutung als 
das dafür Vollbrachte.

Lehrkraft oder Lern- 
begleiter? – 
Das ist hier die Frage!

Die Lehrkraft wird in einem sol-
chen Prozess nicht mehr benötigt. 
Weder bei der Bereitstellung, der 
Durchführung noch der Kontrolle 
der Aufgaben. Auch nicht für das 
Feedback. Reduktion auf die Inter-
aktion zwischen Mensch und Ma-
schine. Wo bleibt der ganzheitliche 
Gedanke? Lernen mit Hirn, Herz 
und Hand, Reihenfolge beliebig. 
Lernen funktioniert über verschie-
dene Sinne und ist alles andere als 
eindimensional. Je größer der För-
derbedarf auf Seiten der Lernenden, 
umso bedeutsamer wird dies. Hier 
ist die Lehrkraft gefragt, nicht digi-
tale Lernprogramme, die gerade für 
Förderkinder oftmals eine Reizüber-
fl utung darstellen können. Schnel-
le Bildfolgen, lustige Männchen, 
bunte Farben, Geräusche, Musik 
„untermalen“ die Aufgabenstel-
lung und lenken vom Lernen ab. 
Was über digitale Lernprogramme 
aber mit Sicherheit gelehrt wird, ist 
das schiere Abarbeiten von Aufga-
ben, ohne aktiven Einfl uss auf deren 
Abfolge, auf deren Ab- bzw. Her-
leitung. Die Sinnhaftigkeit, ebenso 
die Selbstwirksamkeit dieser Auf-
gaben kann nicht hinterfragt, die 
Notwendigkeit nicht geklärt wer-
den. Ein Dialog fi ndet nicht statt. 
Der Schüler ist mit dem Programm 
allein gelassen.

Bildung ist, als Teil von Er-zie-
hung, nur in Be-ziehungen zu errei-
chen. Vereinzelung innerhalb des 
Lernprozesses ist nicht mit indivi-
dualisiertem Lernen gleichzusetzen. 
Das ist ein folgenreicher Irrtum. Soll 
Bildung denn nicht gerade die Ver-
einzelung durchbrechen? Um sich 
über die Auseinandersetzung mit 
anderen an Wissen, an (Er)Kennt-
nissen zu bereichern und seine Ge-
dankenwelt zu erweitern, sich zu 
emanzipieren, sich zu verwirklichen, 
seine Begabungen und Talente zu 
entdecken, Empathie und Solidari-
tät zu entwickeln (auch, um der ein-
gangs erwähnten „Verschuldung“ 
entgegenzuwirken), und sich da  rü-
ber in Bezug zum großen Ganzen 
zu setzen? Bildung ist Dialog. Oh-

ne dies wird Bildung behindert, zu-
mindest aber ebenso weitreichend 
wie tiefgehend eingeschränkt und 
verfl acht. Die neoliberale Bildungs-
idee untergräbt und entwertet die 
grundlegende Rolle, die die Lehr-
kraft oder die Mitschüler in diesem 
Gefüge spielen. Wortneuschöpfun-
gen wie „Lernbegleiter“ für Lehrer 
manifestieren dies. Sprache schaff t 
Realitäten. Vorsicht ist geboten.

Schaut man den Lese- und 
Schreib lern pro zess von Grundschü-
lern genauer an, innerhalb dessen 
grundlegende Fähigkeiten erworben 
werden, die Bildung vielleicht über-
haupt erst möglich machen, wird 
vieles klarer. Lesen und schreiben 
können ist ein Meilenstein der kind-
lichen Entwicklung. Die haptischen 
Erfahrungen des Hinterlassens ei-
ner Spur auf der Tafel, auf dem Pa-
pier, im Sand, der damit verbunde-
nen Druck des Schreibwerkzeuges, 
des Fingers, des Stöckchens, des 
Stiftes oder der Kreide, der unmit-
telbare Zusammenhang zwischen 
Tun und Ergebnis, zwischen Laut 
und Buchstabe, das entscheidende 
kommunikative Moment dahinter, 
die Spuren, die diese Prozesse im 
Gehirn hinterlassen, sind grundle-
gende Lernerfahrungen, die weite-
re erst möglich machen. So verhält 
es sich auch beim Rechnen. Kasta-
nien und Erbsen zählen, Steine und 
Sandkörner miteinander verglei-
chen, ordnen, kategorisieren, al-
les in der Hand zu halten, zu füh-
len, Mengen zu erfassen: 10 ist und 
bleibt gleich 10, egal ob groß oder 
klein, dick oder dünn, weich oder 
hart, einfarbig oder bunt, nass oder 
trocken. Dies sind Primärerfahrun-
gen, ohne die sich weiterführende 
mathematische Kenntnisse nicht 
aufbauen lassen.

Anders zeigt sich dies bei digi-
talen Lernprogrammen. Mengen in 
einer virtuellen Welt am Bildschirm 
zählen und per Mouse Click hin und 
herschieben, Buchstaben oder Zah-
len tippen kann da nicht mithalten. 
Im Gegenteil. Kinder – mit Vorsatz  
– daran zu hindern, nach dem Er-
werb der Schriftsprache mit einem 

… Mangelverwaltung … Und nicht nur das …

Wir, die Fachleute,
haben uns
die Bildungshoheit
aus der Hand
nehmen lassen.
Bildung hat
ihre Autonomie
verloren; sie
wird von außen
gesteuert.

Stift in der Hand Gedanken, wirk-
liche, eigene Gedanken aufzuschrei-
ben, festzuhalten, zu verwerfen, 
durchzustreichen, neu zu denken, 
um stattdessen mit dem Zeigefi nger 
eine Taste zu drücken, ist genauso, 
als würde man ein Kleinkind, das 
eben laufen gelernt hat, gleich im 
Anschluss daran in einen Rollstuhl 
setzen und die weitere Übung, den 
Automatisierungsprozess in dieser 
Fähigkeit, damit unterbinden. Diese 
Art des Lernens aber ist eine prak-
tische Vorbereitung: fl exibel und 
angepasst ins (Arbeits)Leben. Der 
Homo Oeconomicus lässt grüßen. 
Wir, die Fachleute, haben uns die 
Bildungshoheit aus der Hand neh-
men lassen. Bildung hat ihre Auto-
nomie verloren7; sie wird von au-
ßen gesteuert.

Schöne neue Welt?
Kristina Sinemus (CDU), Ministe-
rin für Digitale Strategie und Ent-
wicklung, möchte Hessen, und hier 
besonders das Rhein-Main-Gebiet, 
zum Silicon Valley Europas ma-
chen.8 Im Jahr 2022 wurde an zwölf 
hessischen Schulen das Schulfach 
„Digitale Welt“ eingeführt, dessen 
Ziel es ist, „ …Schulen in die Lage 
zu versetzen, alle Schülerinnen und 
Schüler an die digitale Welt heran-
zuführen und sie vollumfänglich 
auf das Arbeitsleben vorzuberei-
ten.“ 9 Die wöchentliche Stunden-
tafel werde dafür nicht erhöht. Das 
bedeutet konkret, dass an anderer 
Stelle Stunden eingespart würden, 
um dieses Fach zu etablieren10. Im 
Hessischen Schulgesetz ist festge-
halten: „Die Schule ist zur Wohl-
fahrt der Schülerinnen und Schü-
ler und zum Schutz ihrer seelischen 
und körperlichen Unversehrtheit, 
geistigen Freiheit und Entfaltungs-
möglichkeit verpfl ichtet. Darauf ist 
bei der Gestaltung des Schul- und 
Unterrichtswesens Rücksicht zu 
nehmen.“ 11 Stattdessen wird hier 
dazu beigetragen, Denkmuster zu 
verfestigen, die das zukünftige Ver-
halten der Schülerinnen und Schü-
ler nachhaltig beeinfl ussen und ein 
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bestimmtes, eingeschränktes, ein 
ökonomisiertes Bild vom Leben, 
von der Gesellschaft, der Natur 
zeichnen. Dem muss Bildung wi-
dersprechen.

Nichtsdestotrotz sind die neuen 
Technologien, die Digitalisierung 
und die damit verbundenen Verän-
derungen bis hin zur Künstlichen 
Intelligenz, Chatbots etc., mit all 
den Chancen und Gefahren, die sie 
bergen, unsere Gegenwart und Zu-
kunft. Mittlerweile hegen selbst IT-
Experten Bedenken hinsichtlich der 
Weiterentwicklung „gefährlicher 
KI“, denn sie fürchten nicht nur 
Folgen für die Gesellschaft, son-
dern gar einen Kontrollverlust 12. 
Auch und gerade darum haben be-
sagte Technologien unzweifelhaft 
ihren Platz in Schule und Bildung. 
Auf einer anderen Ebene jedoch. 
Denn immer muss dabei klar sein: 
Die Maschine muss dem Menschen 
dienen, nicht umgekehrt. Ohne Au-
tokraten und Demokratiefeinden 
in die Hände zu spielen oder im 
Interesse gewissenloser Unterneh-
mer Märkte zu manipulieren. Sie 
können ein brauchbares („Hilfs-“) 
Instrument bezüglich der Bildung, 
des Lernens werden und die Aneig-
nung von Fähigkeiten und Wissen 
unterstützen, wenn man gelernt 
hat, unabhängig zu entscheiden, 
wann, wo, wofür und wie man sie 
einsetzt und eben genug kritische 
Vernunft besitzt, um den Scha-
den, den sie anrichten können, ab-
zuschätzen. Überlassen wir unse-
re kritische Vernunft unrefl ektiert 
den Anbietern der neuen Techno-
logien, kehren wir aktiv in die Un-
mündigkeit zurück.

Eigenständig, frei und 
im besten Sinne fl exibel. 
Aber eben kein bisschen 
„angepasst“

Natürlich braucht auch Deutsch-
land ausgebildete Fachkräfte für 
den IT-Bereich, aber eben mit ei-
nem entsprechenden Studium – im 
Anschluss an eine erfolgreich absol-
vierte Schullaufbahn, die die Her-
anwachsenden möglichst breit ge-
fächert aufgestellt haben sollte. Für 
Lehrkräfte gilt dies ebenso. Auch 
sie müssen breit gefächert aufge-
stellt sein und in der Lage, über den 
Tellerrand hinauszublicken. Denn 
sie vermitteln nicht nur Wissen. 
Sie müssen sich ihrer persönlich-
keitsbildenden und gesellschafts-
wirksamen Aufgabe und der da-
mit verbundenen übergreifenden 
Dimension sehr bewusst sein und 
ihre Wächterfunktion wahrneh-
men, auch und gerade bereits bei 
jungen und sehr jungen Lernenden. 
„Lernbegleiter“, in ihrer Funkti-
on beschnitten, können dies nicht 
leisten. Erschwerend kommt hin-
zu, dass viele derer, die heute ein 
Lehramtsstudium beginnen, bereits 
selbst ein neoliberal unterwander-
tes Schulsystem durchlaufen haben.

Die Lehrkraft wird hier im bes-
ten Sinne auch und gerade als Poli-
tiker, zumindest aber als politisch 
wirksames Mitglied der Gesellschaft 
beansprucht. Bildung darf nicht aus-
schließlich Mittel sein, den Wett-
kampf auf dem Arbeitsmarkt zu 
bestehen, bessere Positionen oder 
höhere Gehälter zu erlangen.13 Bil-
dung muss auch Grundlage sein für 

Am 1. Mai erreichte uns kurz vor 
der DGB-Kundgebung auf dem 
Römerberg folgende Botschaft der 
Gewerkschaften und unabhängi-
gen Zivilorganisationen im Iran:

„Wir feiern den Tag der Lehrer 
und den Internationalen Tag der 
Arbeit dieses Jahr gleichzeitig, 
während sich die Arbeiter, Lehrer, 
Frauen, (…) unterdrückten Nati-
onen, Studenten, Rentner und die 
unterdrückten Massen des irani-
schen Volkes in einer historischen 
und beunruhigenden Konfronta-
tion mit dem herrschenden men-
schenfeindlichen System befi nden. 
Trotz der blutigen Repression, die 
die Regierung in den letzten acht 
Monaten durchgeführt hat, ist die 
revolutionäre Bewegung des ira-
nischen Volkes immer noch leben-
dig und dynamisch (…) in jeder 
Sprache, auf der Straße und am 
Arbeitsplatz (...)“

Diese Botschaft (hier nur Auszü-
ge) wurde uns von Esmail Abdi 
aus dem Kechui-Gefängnis über-
mittelt. Wir erfuhren, dass erneut
eine Reihe von Aktivisten (rund 
20) der Lehrergewerkschaft in Te-
heran kurz vor dem 1. Mai verhaf-
tet wurden.

 Esmail Abdi schrieb weiter:  „Die 
Bürger des Landes Iran fordern 
nur ihre natürlichen und rechtli-
chen Forderungen (…) Gerichts-
urteile und Repressionen werden 
die Menschen nicht davon ab-
halten, ihre Rechte einzufordern. 
Die Missachtung der Forderungen 
nach dem Le bens un ter halt und des 
Freiheitsprinzips (…) werden nicht 
zum Rückzug der Aktivisten füh-
ren, sondern zur sozialen, öff ent-
lichen Rebellion...“

An dieser Stelle erinnern wir an 
die Stellungnahme des DGB und 
seiner Mitgliedsgewerkschaft an-
lässlich des internationalen Soli-
daritätstages mit der iranischen 
Demokratie und Ar bei te r*in nen-
be we gung am 8. Februar 2023.

Dort heißt es: „Esmail Abdi, 
Lehrer und ehemaliger Vorstands-
vorsitzender der Lehrergewerk-
schaft des Irans, sitzt seit dem 9. 
November 2016 im Gefängnis. Er 
wurde am 27. Juli 2015 von Si-
cherheitskräften der Re vo lu ti ons-
gar den festgenommen und nach 
10 Monaten Untersuchungshaft 
vom Revolutionsgericht in Tehe-
ran zu sechs Jahren Haft verur-
teilt. Obwohl seine Haft im März 
2020 beendet war und er hätte 
frei kom men müssen, hat das Ge-
richt einen älteren Fall aus dem 
Jahr 2011 zum Anlass genom-
men, ihn zu weiteren zehn Jah-
ren Haft zu verurteilen. Er sitzt 
deshalb weiterhin unrechtmäßig 
im Ka chui-Gefängnis in Ka raj na-
he Teheran“.

Wir laden dazu ein, sich an der 
Verstärkung der gewerkschaft-
lichen Solidaritätsarbeit zu be-
teiligen. Dafür haben sich irani-
sche Kolleg*innen im Exil und 
Kolleg*innen des Arbeitskreis In-
ternationales der GEW Hessen in 
der „Gewerkschaftliche Initiative 
(Rhein/Main) für freie gewerk-
schaftliche Betätigung und Or-
ganisation im Iran (GIBO-Iran)“ 
zusammengefunden.

 Unser nächstes Treff en fi ndet am 
30. Mai, um 17 Uhr in der Landes-
geschäftsstelle der GEW-Hessen, 
Zimmerweg 12 in Frankfurt statt.

Lothar Ott/ Heiner Becker
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Eva M. Wehrheim
Grundschullehrerin i. R. und Mutter 
von drei Kindern, ist seit zehn Jahren 
Mitglied der AG „Gegen die Ökono-
misierung der Bildung“ der GEW Hes-
sen / Frankfurt. In der aktuellen Zusam-
mensetzung (Dr. Gabriele Frenzel, Ma-
ria Heydari, Günter Köhler, Thomas 
Sachs, René Scheppler, Herbert Storn, 
Eva M. Wehrheim) haben die Mitglie-
der der AG bereits sechs u. a. auch ganz-
tägige Fortbildungsveranstaltungen or-
ganisiert. Zu Gast waren beispielsweise 
Prof. Thilo Naumann, der freie Jour-
nalist Matthias Holland-Letz, Dr. Ste-
fan Siemens, Prof. Tim Engartner, Dr. 
Ralph Lankau, Prof. Jochen Krautz 
und zuletzt Dr. Andreas Hellgermann. 
Weitere Veranstaltungen sind geplant.

Informationen zur Arbeit der AG
fi nden sich auch hier:
https://web.archive.org/
web/20220707044419/https://gew-hes-
sen.de/aktuell/themen/arbeitsgruppe-ge-
gen-die-oekonomisierung-der-bildung/
wege-aus-der-entdemokratisierungs-
falle-2020

Andreas Hellgermann (1960),
Dr. theol., ist Lehrer an einem Berufskol-
leg in Münster mit den Fächern Deutsch 
und katholische Religionslehre sowie 
Mitarbeiter im Arbeitskreis Religions-
lehrer_innen im Institut für Theologie 
und Politik in Münster mit den Arbeits-
schwerpunkten neoliberale Bildung, in-
strumentelle Vernunft, befreiende Päd-
agogik (Paulo Freire).
Letzte Veröff entlichungen: kompetent, 
fl exibel, angepasst. Zur Kritik neolibe-
raler Bildung (2018) und zusammen 
mit dem AK Religionslehrer_innen im 
ITP: Künstliche Intelligenz oder kriti-
sche Vernunft. Wie Denken und Lernen 
durch die Digitalisierung grundlegend 
verändert werden (2020); Aufsätze zu 
Klima, Bildung, Digitalisierung, instru-
mentelle Vernunft. 23.455

ein sogenanntes „Bürgerwissen“ und 
zu einem Verständnis für sich selbst, 
den anderen, für die Gesellschaft, für 
Kultur und Tradition beitragen. Um 
anstehende wie zukünftige Proble-
me lösen zu können. Auch der mu-
sische, kreative, kulturelle Lernbe-
reich darf davon nicht abgekoppelt 
oder durch „Wichtigeres“ ersetzt 
werden. Für den Erhalt der physi-
schen wie psychischen Gesundheit, 
im Interesse des Individuums eben-
so wie dem der Gesellschaft. Aber 
vor allem auch für eine funktionie-
rende lebendige, off ene Demokra-
tie. Und spätestens diese muss in 
Gemeinschaft, in emanzipierten,
unabhängigen, solidarischen, vor al-
lem echten Beziehungen gelebt wer-
den. Eigenständig, frei und im bes-
ten Sinne fl exibel. Aber eben kein 
bisschen „angepasst“.

Eva M. Wehrheim 

 Freiheit für die inhaftierten 
 Gewerkschafter*innen im Iran! 

20 führende Mitglieder der 
Lehrergewerkschaft in Teheran 
kurz vor dem 1. Mai 2023 
neuerdings verhaftet

1. Mai 2023

 Coetzee/peopleim
ages.com
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Der Abschluss umfasst eine Infl ati-
onsausgleichszahlung in Höhe von 
insgesamt 3 000 Euro. Diese Infl a-
tionsausgleichszahlung erfolgt oh-
ne Abzüge von Steuern oder Sozial-
abgaben, also netto wie brutto. Zum 
1. März 2024 sieht die Tarifeini-
gung dann eine Erhöhung der Ta-
bellenentgelte um 200 Euro plus 
5,5 Prozent (mindestens aber von 
340 Euro) vor. Die Euro- Angaben 
beziehen sich auf eine Vollzeitstel-
le, Teilzeitbeschäftigte erhalten sie 
anteilig.

Das Tarifergebnis im 
Überblick

n Juni 2023:
Infl ationsausgleichszahlung in Höhe
von 1.240 Euro;

n  Juli 2023 bis einschließlich Feb-
ruar 2024:
monatliche Sonderzahlungen in Hö-
he von 220 Euro;

n   Ab dem 1. März 2024 werden die
Tabellenentgelte um 200 Euro (So-
ckelbetrag) und anschließend 5,5 
Prozent erhöht;

n   Es gilt ein Mindestbetrag von 340 
Euro, d. h. wenn in der Summe So-
ckel und 5,5 Prozent dieser Betrag 
nicht erreicht wird, werden die Ta-
bellenentgelte stattdessen um 340 
Euro erhöht;

n   Azubis und Prak ti kan t*in nen er-
halten im Juni 2023 eine In fl a ti ons-
 ausgleichszahlung in Höhe von 620 
Euro, die monatliche Sonderzahlung 
von Juli 2023 bis Februar 2024 von 
110 Euro sowie ab dem 1. März 
2024 eine Gehaltssteigerung von 
150 Euro monatlich;

n   Die Übernahmeregelungen für 
Auszubildende werden verlängert;

n   Die Laufzeit des Abschlusses be-
trägt 24 Monate vom 1. Januar 
2023 bis zum 31. Dezember 2024.

Die Bundesinnenministerin hat be-
reits angekündigt, im Bundestag zu 
beantragen, das Tarifergebnis zeit- 
und wirkungsgleich auf die Beam-
tinnen und Beamten des Bundes zu 
übertragen.

Sekt oder Selters?
Zum Redaktionsschluss dieser FLZ 
(Ende April) ist die Erklärungsfrist 

In den Tarifverhandlungen für den 
öffentlichen Dienst hat es eine
der Schlichtungsempfehlung fol-
gende Tarifeinigung gegeben.
Diese Einigung steht unter Gremi-
envorbehalt, d. h. sowohl die Ar-
beitgeberseite als auch die  Ge-
werkschaften müssen dem Ergeb-
nis noch endgültig zustimmen. 
Die Frist hierfür endet am 17. Mai.

die durchschnittliche Steigerung auf 
mehr als 10 % ( je nach Berufsgrup-
pe und Berufserfahrung gibt es da 
Unterschiede, nirgendswo aber wer-
den diese 10 % unterschritten). Für 
zahlreiche Kolleg:innen des öff ent-
lichen Dienstes, die unterhalb des 
SuE-Niveaus entlohnt werden, fal-
len die Erhöhungen aufgrund der 
vereinbarten Mindesterhöhung von 
340 Euro noch gravierender aus. 
Darüber hinaus verleiht die Tarifi e-
rung der abgabenfreien Infl ations-
ausgleichszahlung den vereinbarten 
Einmalzahlungen einen besonderen 
Charakter: Sie sind mehr wert als 
übliche Einmalzahlungen, von de-
nen es ja normalerweise deutliche 
Abzüge gibt.

Berücksichtigung muss auch die 
schwierige Ausgangssituation für 
die Verhandlungen fi nden: In der 
VKA, der Vereinigung der Kommu-
nalen Arbeitgeberverbände, sind 
eben auch viele finanzschwache 
Kommunen repräsentiert, die ve-
hement gegen deutliche Lohnerhö-
hungen auftreten. Die VKA, das – 
neben dem Bund – Gegenüber bei 
den Tarifverhandlungen, ist also 
sehr heterogen zusammengesetzt, 

Tarifeinigung für den Öffentlichen Dienst
Bund und Kommunen

wurde, dass gewerkschaftliche Or-
ganisierung eine sinnvolle und ziel-
führende Perspektive zur Erreichung 
besserer Arbeitsbedingungen und 
Entlohnung bietet. Daran lässt sich 
anknüpfen.

Wie geht es jetzt weiter?
Wenn der Abschluss nicht abge-
lehnt wird, beginnen nach Ablauf 
der Erklärungsfrist die Redaktions-
verhandlungen. In diesen wird der 
genaue Wortlaut der Tarifverträge 
zwischen Gewerkschaften und Ar-
beitgebern abgestimmt. Der Tarif-
vertrag zur Infl ationsausgleichprä-
mie ist allerdings bereits redaktio-
nell fertiggestellt und unterschrie-
ben, so dass eine Auszahlung zeit-
nah erfolgen kann.

Durch die Laufzeit von 24 Mo-
naten beginnt die nächste Tarif-
runde über den Tarifvertrag im öf-
fentlichen Dienst (TVöD) im Früh-
jahr 2025. Dann verhandeln Ge-
werkschaften und Arbeitgeber wie-
der über eine Gehaltserhöhung für 
die Beschäftigten im öff entlichen 
Dienst.

Andreas Werther 
(Referent Sozialpädagogik 

und Weiterbildung)

was die Verhandlungen besonders 
schwierig machte. Ohne die starke 
gewerkschaftliche Mobilisierung 
in den Warnstreiktagen wäre es si-
cherlich unmöglich gewesen, das 
beachtliche Niveau dieser Tarifei-
nigung zu erreichen.

Oder beides?
Kein Tarifergebnis hinterlässt rest-
lose Zufriedenheit, es ist Kompro-
miss zwischen gegensätzlichen Inte-
ressen und spiegelt u. a. deren Kräf-
te ver hält nis wieder. Es ergibt sich 
das paradoxe Bild eines historisch 
hohen Tarifabschlusses, der aktu-
ell aufgrund der enormen Infl ation
trotzdem voraussichtlich einen Re-
allohnverlust bedeutet, wenn die 
Jahre 2021 bis 2024 insgesamt be-
trachtet werden. Dass dieser Re-
al lohn ver lust aber nur eine Delle 
bleibt, die in zukünftigen Lohnrun-
den wieder ausgeglichen werden 
kann, dazu besteht begründete Hoff -
nung. Viele Beschäftigte haben sich 
in der jüngsten Verhandlungsrunde 
engagiert, die Streikbeteiligung war 
überdurchschnittlich. Viele Neuein-
tritte bei der GEW und den anderen
Gewerkschaften belegen, dass es 
zahlreichen Kolleg:innen deutlich 

Warnstreik am 22. März 2023 in Frankfurt am Main

noch nicht abgelaufen und die von 
den GEW-Landesverbänden organi-
sierten Mitgliederdiskussionen zur 
Tarifeinigung stehen noch bevor. 
Nichtsdestotrotz soll an dieser Stelle 
eine erste Einschätzung dieser Tarif -
einigung vorgenommen werden.
 
Die Bundestarifkommissionen der 
Gewerkschaften haben das Erreich-
te als überwiegend positiv bewertet, 
der Autor dieses Artikels schließt 
sich dieser Einschätzung an. Die 
Tarif eini gung beinhaltet sicherlich 
einige Kröten, die ge werk schafts sei-
tig zu schlucken sind: dazu gehö-
ren die Einmalzahlungen, in deren 
Folge die tabellenwirksamen Ent-
gelterhöhungen erst später einset-
zen. Dazu gehört die längere Lauf-
zeit von 24 Monaten, denn gefor-
dert waren 12 Monate. Die 340 
Euro Mindesterhöhung ab März 
2024 unterschreitet deutlich die 
ursprüngliche gewerkschaftliche 
Mindestforderung von 500 Euro.

Andererseits aber führt die pro-
zentuale Tabellenentgelterhöhung 
ab März 2024 zu bemerkenswer-
ten Zuwächsen. Für die in der GEW 
organisierten Kolleg:innen aus Ki-
tas und Sozialer Arbeit beläuft sich 
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Die Ankündigung und der Bericht zur Anti-
kriegs veranstaltung der GEW-AG Krieg 
und Frieden im Dezember 2022 haben zu
einigen LeserInnenbriefen geführt. 

Betreff : GEW-Veranstaltung zum 
Ukraine Krieg | 12. 12. 2022 | DGB-
Haus Frankfurt

 
Liebe GEW-Hessen, 
ich möchte euch meine Empörung 
über diese im Anhang angeführte 
Veranstaltung von verkappten Pa-
zifi sten unter dem Deckmantel der 
GEW aufmerksam machen, die da-
mit off ensichtlich nichts anderes be-
treiben wollen, als es die Appease-
ment-Politiker 1938 in München 
trieben – die allerdings, bevor Hit-
ler Polen überfallen hatte.

Ich habe mich jetzt sehr zu-
rück gehalten und bitte euch drin-
gend darum, der GEW-Frankfurt 
klarzumachen, dass derartige Ver-
anstaltungen nicht unter der GEW 
fi rmieren können.

Ich denke, es wäre sehr sinnvoll, 
wenn sich die GEW aus derartig ein-
seitigen Veranstaltungen raushalten 
würde, so weit ich weiß, hat es bis-
her keine anderen Stellungnahmen 
oder Veranstaltungen zu dem Uk-
raine-Krieg gegeben, was ich an-
gesichts der dramatischen Situati-
on ganz richtig fi nde, wie ich das 
auch während der Corona-Hoch-
zeiten richtig fand, sich aus den po-
litischen und den Sachfragen au-
ßerhalb der Schule rauszuhalten.

Über eine Antwort würde ich 
mich freuen.

Gewerkschaftliche Grüße
 Chris Ortmeyer

***

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
Ich bin entsetzt über Euren Arti-
kel zu der Veranstaltung und der 
Arbeitsgruppe „Kein Tag länger 
Krieg“. 

Wie ihr wisst komme ich aus 
Polen und sehe den Krieg mitten in 
Europa als einen einseitigen Angriff  
von Russland auf Ukraine, mit dem 
Ziel, das ganze Land zu besetzen, 
die ukrainische Sprache, Geschich-
te, als nicht existent umzudeuten, 
als einen imperialistischen kolo-
nialen Krieg. Und mit Menschen 
verachtenden Mitteln, mit Angriff  
auf die zivilen Einrichtungen, auf 
Zivilisten, mit Foltern (Butscha!), 
Vergewaltigung, Mord und Raub. 

Auch ich bin gegen den und alle 
anderen Kriege. Aber: Dieser Krieg 

kann nur beendet werden mit dem 
Sieg von Ukraine, erst dann können 
Verhandlungen stattfi nden! 

Ich bin nicht die einzige in der 
GEW Frankfurt, die das denkt, die 
seit 46 Wochen die Ukrainerinnen 
und Ukrainern auf vielfältige Wei-
se unterstützt. 

Ich hoff e, dass Ihr meinen Brief 
in der nächsten FLZ veröff entlicht 
und vielleicht meine Sichtweise auch 
refl ektiert und annimmt! 

Mit kollegialem Gruß
Renata Berlin

***

Betreff : GEW-Veranstaltung zum 
Ukraine Krieg | 12. 12. 2022 | DGB-
Haus Frankfurt

Sorry, ich glaubte, ich hätte nicht 
richtig gelesen! Ich bin einigerma-
ßen erschüttert von dem Unsinn, der 
da im Namen meiner Gewerkschaft 
verzapft wird. Wer soll da bitte ei-
nen Krieg beenden? Wie soll das ge-
hen? Und: Wer pfl egt da seine lieb-
gewonnenen Feindbilder?

 Ist Russland in der Ukraine 
einmarschiert oder die Ukraine in 
Russland? Wird Kiew von russischen 
Raketen angegriff en oder Moskau 
von ukrainischen?

Meines Wissens haben weder 
die Ukraine noch die NATO, USA 
oder auch die Bundesrepublik die 
Grenzen Russlands überschritten. 
Oder habe ich da was nicht mit-
gekriegt?

 Klar, Frieden hätten wir alle 
gerne. Aber man kann einen Krieg 
nicht beenden, den ein anderer be-
gonnen hat und unvermindert fort-
setzt. Man (also: die Ukraine in die-
sem Fall) könnte nur aufhören, sich 
zu wehren. Mit dem Ergebnis, dass 
Russland das Land besetzen wür-
de. Welche Folgen das hätte, kann 
man sich ausmalen. In der Ukraine 
selbst und in anderen angrenzen-
den Staaten.

Anderswo ist – von denselben 
Leuten – mit Impetus vom ‚Selbst-
bestimmungsrecht der Völker‘ die 
Rede. Wie steht es damit in der 
Ukraine, in Moldawien, Georgien,
Kasachstan, Syrien u. a.? Nein, die
NATO hat sich die baltischen Staaten 
nicht zwangsweise einverleibt, sie 
zwingt nicht Finnland und Schwe-

den in ihre Organisation, sie hat 
auch nicht die Ukraine zum Beitritt 
gedrängt. Wie verblendet kann man 
sein, wenn man das alles nicht wahr-
nimmt? Wie starr klebt man an sei-
nen Vorurteilen, wenn man für all 
das „den Westen“, die NATO, die 
USA verantwortlich macht?

Vielleicht ist es von einer Ge-
werkschaft zu viel verlangt, aus-
gewogene weltpolitische Stellung-
nahmen zu entwickeln. Es ist auch 
nicht ihre Aufgabe. Der Kunstgriff , 
über den Begriff  ‚Entwicklung von 
Feindbildern‘ den Bezug zu Erzie-
hungsfragen herzustellen und sich 
damit eine – ziemlich fadenschei-
nige – Legitimation zu verpassen 
ist reichlich demagogisch. 

Mit Sorge beobachte ich schon 
seit längerem, wie die GEW zum 
Rückzugsort versprengte dogma-
tischer Alt-Linker wird, denen we-
niger die konkrete gewerkschaftli-
che Arbeit, sondern vor allem die 
Pfl ege ihrer einseitigen Weltbilder 
am Herzen liegt. Wenn sich diese 
Entwicklung weiter fortsetzt, war 
die GEW die längste Zeit meine Ge-
werkschaft!

 Claudia Möller

***

Leserbrief zu: Kein Tag länger Krieg !
FLZ Nr.1/23

Es ist natürlich verdienstvoll und 
notwendig, wenn sich die GEW über 
die zermürbenden alltäglichen prob-
leme in den schulen und hochschu-
len auch einmal mit den fragen von 
krieg und frieden beschäftigt, genau-
er gesagt mit dem krieg in der Uk-
raine. Aber ist es zielführend, wenn 
sich das auf einem niveau abspielt, 
das die kontroverse einschätzung 
dieses kriegs auf eine eindimensio-
nale positionierung verengt.

Hat eine AG Krieg und Frieden 
nicht der tatsache rechnung zu tra-
gen, dass dieser krieg von sicher vie-
len mitgliedern der GEW durchaus 
unterschiedlich gesehen wird? Und 
wie ist das auch mit der professio-
nalität der kolleg:innen zu verein-
baren, die im unterricht probleme 
diff erenziert und aus verschiedenen 
perspektiven probleme angehen und 
angehen sollen. Was also ist mit der 
pluralität der diskussion innerhalb 
der GEW geschehen, wenn diese bei-
den dimensionen nicht mehr gese-
hen werden?

Wenn man nun die im bericht wie-
dergegebenen positionen zum krieg 
in der Ukraine revue passieren lässt, 
so lässt sich hier von einer einsei-
tigkeit reden, die mehr als bedenk-
lich ist.

Es ist nicht im leisesten zu erken-
nen, dass bei dieser veranstaltung 
am 12.12.22 im DGB-Haus eine 
kritische plurale diskussion statt-
gefunden hat, sondern hier hat sich 
off ensichtlich eine versammlung zu-
sammengefunden, die zwar redun-
dant die eigene position verlautbart 
hat, aber die keineswegs ein forum 
für die meinungsbildung von inter-
essierten kolleg:innen darstellte. Es 
ist, so muss ich resümieren, ein ar-
mutszeugnis für die innergewerk-
schaftliche debattenkultur.

Und es nicht nur ein formales 
Armutszeugnis, sondern auch ein 
inhaltliches, denn die inhalte sind 
durchaus kontrovers. Der slogan 
auf dem transparent über dem po-
dium auf der bühne ( Krieg bringt 
keinen Frieden – Frieden braucht 
Verhandlungen ) ist zwar ein schö-
nes motto, aber leider in der reali-
tät, sowohl historisch wie auch ak-
tuell, widerlegt und unbrauchbar. 
In der plakativen formulierung ist 
er auch unhistorisch und schlicht 
dogmatisch-pazifi stisch. Natürlich 
muss krieg historisch diff erenziert 
betrachtet werden und es kann krieg 
ein weg zum frieden gegen einen 
vernichtungskrieg, wie es der nazi-
faschistische  war, sein, ja, es war 
geradezu der einzige weg, um den 
genozidalen nazi-faschismus nieder-
zuringen, wobei man über die mit-
tel der kriegsführung durchaus sehr 
kontroverser meinung sein kann. 
Es bedarf also zentral einer analy-
tik des kriegs als mittel der politik, 
und es bedarf einer analyse des po-
litisch-gesellschaftlichen kontextes 
der kriegsparteien, darunter ist es 
nicht zu haben.

Eine realistische einschätzung der 
aktuellen situation um den krieg 
gegen die Ukraine muss also erst 
einmal analysieren, um welchen 
typ des kriegs und um welchen po-
litischen kontext es sich dabei han-
delt. Erst dann lassen sich schluss-
folgerungen für die gewerkschaftli-
che positionierung ziehen. Ich habe 
aber den eindruck, dass man die-
se mühe in der GEW scheut, eher 
dass man lieber kurzschlüssig auf 
eine traditionalistisch-pazifi stische 

linie eingeschwenkt ist, die an der 
realität vorbei geht und den eige-
nen ansprüchen nicht gerecht wird.

Traut man sich eigentlich nicht, 
eine solch kontroverse diskussion in 
der GEW zu führen? Man hat doch 
als vertreterin von kolleg:innen in 
hochschulen und schulen genügend 
intellektuelle kapazitäten, um das 
phänomen auf einem angemesse-
nen niveau kritisch zu diskutieren.

Und ehe man eine solche kriti-
sche diskussion nicht geführt hat, 
halte ich es für illegitim, dass ein 
arbeitskreis Krieg und Frieden die 
im artikel benannte position als ver-
bindliche position der GEW ausgibt.

Ich habe als langjähriges, ak-
tives gewerkschaftsmitglied jeden-
falls eine völlig andere position zum 
krieg gegen die Ukraine und stehe 
damit nicht allein, wie ich aus et-
lichen gesprächen mit kolleg:innen 
erfahren habe. Ich fordere also vom 
bezirksvorstand, diese diskursive 
plattform zu organisieren, die die 
AG Krieg und Frieden off ensicht-
lich nicht leisten kann.

Nun noch einiges zu den im artikel 
genannten punkten. Natürlich ist es 
richtig, dass dieser krieg auf kosten 
von dringenden, unumgänglichen 
sozialen und ökologischen projek-
ten geht; dieses zu thematisieren ist 
natürlich aufgabe von gewerkschaf-
ten. Aber es wäre prinzipiell auch 
möglich, dies durch eine angemes-
sene umverteilung, d. h. besteue-
rung der vermögenden weitestge-
hend zu kompensieren.

Aber realitätsfern sind die for-
derungen nach beendigung des krie-
ges durch verhandlungen, denn dies 
kann man nach all den diplomati-
schen bemühungen schon im vorfeld 
und während des überfalls auf die 
Ukraine, als gescheitert angesehen 
werden. Das wird auch klar, wenn 
man die weiterhin propagierten 
kriegsziele der Putin-Clique ernst-
haft wahrnimmt und man sich eben-
so ernsthaft mit dem faschistischen 
charakter des Putinismus ausein-
andergesetzt hat. Auch das ist im 
artikel der FLZ nicht zu erkennen.

Und faschistisch inspiriert ist 
auch dieser vernichtungskrieg ge-
gen die ukrainische bevölkerung, ein 
permanenter angriff  auf die men-
schen und ihre lebensgrundlagen, 
die zu unvorstellbaren existenziellen 
und traumatisierenden folgen füh-
ren. Auch das scheint nicht relevant 



FLZ Nr. 2 / 23 SEITE 15Krieg und Frieden

zu sein für eine gewerkschaftliche 
positionierung, die ja gegenüber 
faschistischen tendenzen weltweit 
aufgrund ihrer eigenen geschichte 
sensibiliert und gefordert sein sollte.

Und was heißt hier ‚internationa-
le solidarität‘? Gilt diese nicht den 
schüler:innen und student:innen, de-
nen schulen und hochschulen zer-
schossen werden? Den kolleg:innen 
in den museen, denen die museen 
ausgeraubt werden? Von anderen 
schrecken, wie folter, mord, verge-
waltigung, verschwindenlassen von 
menschen, raub von kindern, depor-
tation usw. nicht abgesehen. Dieser 
vernichtungskrieg ist das produkt ei-
nes revisionistischen faschistischen 
systems und genau daran hat sich 
internationale solidarität, auch die 
der gewerkschaften, in ihren gegen-
maßnahmen zu orientieren. Es geht 
um den globalen kampf gegen den 
erneut aufsteigenden internationa-
len faschismus und der ist nicht mit 
voluntaristischen parolen zu gewin-
nen wie ‚Kein Tag länger Krieg!‘.

Und zu lesen, dass eine zunehmen-
de feindbildproduktion in den west-
lichen medien stattfi nden, wie das 
im artikel zu fi nden ist, ist geradezu 
weltfremd und absurd, wenn man 
die feindbildproduktion in den rus-
sischen medien vor augen hat, die 
sich mit der qualität der nazi-propa-
ganda durchaus messen kann, ange-
reichert durch moderne verschwö-
rungstheorien. Nicht zu vergessen, 
die nationalistische militarisierung 
der russischen schulen, die täglich 
schüler:innen verhetzt und eine per-
manente gehirnwäsche vorantreibt, 
hass auch für die zukunft in den 
köpfen der nachwachsenden gene-
ration sät, eine für pädagog:innen 
mehr als erschreckende dystopie.

Es wird kein weg daran vorbei-
gehen, den krieg auszukämpfen und 
dem russischen wir dem globalen 
faschismus eine entscheidende nie-
derlage beizubringen.

p.s. Unter internationaler solida-
rität würde ich mir als pädagoge 
statt wortgeklingels eine spenden-
sammlung für schulen in der Ukra-
ine als angemessen vorstellen kön-
nen, die von der GEW nicht nur in 
frankfurt, sondern bundesweit or-
ganisiert würde

Herbert Kramm-Abendroth

***

Zu FLZ Nr.1/23 „Kein Tag länger 
Krieg“ der AG Krieg und Frieden 
des GEW BV Frankfurt 12.12.2022

Erschüttert über diesen Artikel, da 
dem Aggressor Russland die ganze 
Empathie galt und nicht dem Leid 
der Privatpersonen in der Ukraine, 
schreibe ich diesen Text. Die Angst 
vor einer Ausweitung dieses Krie-
ges zu einem Weltkrieg ist berech-
tigt und ich verstehe grundsätzlich 
auch pazifi stische Grundhaltungen. 
Aber dennoch darf man nicht Täter 
und Opfer verwechseln, wie dies in 
diesem Artikel geschieht. Putin ist 
aktuell derjenige, der einen impe-
rialistischen Krieg führt und nicht 
der „Westen“.

Solange Putins Einnahmen 
durch den hohen Ölpreis flossen 
und die russische Bevölkerung unter 
ihm zufriedener als unter Jelzin war, 
hatte Putin nichts gegen die Nato-
Osterweiterung. Erst als die Wirt-
schaft in Russland zu schwächeln 
begonnen hatte und es zu Demons-
trationen gegen ihn gekommen war, 
erfand er, um innenpolitisch an Bo-
den zu gewinnen, das Propaganda-
narrativ von der Bedrohung durch 
die Nato. Putin ist derjenige, der 
seit langem imperialistische Kriege 
führt. Er will keine echten Friedens-
verhandlungen, sondern die Herr-
schaft über die Ukraine und ande-
re Nachbarvölker wie zur Zeit des 
Zarenreiches. 

Die russische Regierung hat-
te bereits den Völkermord der ser-
bischen Armee an den muslimi-
schen Bosniern propagandistisch 
unterstützt, einen erbarmungslosen 
Krieg in Tschetschenien geführt, die 
Bombardierung in Syrien und einen 
Krieg gegen Georgien zu verantwor-
ten. Seit der Übernahme der Krim 
und dem Krieg in der Ost-Ukraine 
bedrohte sie die Integrität der Uk-
raine. Sie unterstützt indirekt den 
Iran, der in Jemen Krieg führt und 
bedroht dadurch auch den Staat Is-
rael, der durch Hamas und islami-
schen Dschihad angegriff en wird. 
Putin hatte die russische Gesell-
schaft gezielt auf seinen imperialisti-
schen Krieg vorbereitet. So schränk-
te er die Aufarbeitung der Stalinzeit 
wieder ein. Unbequeme Tatsachen 
wie der Hitler-Stalin-Pakt, der den 
Beginn des 2.Weltkrieges vorberei-
tete, sollten dadurch vergessen ge-
macht werden, um wieder an Sta-
lins Verdienste im „Großen Vater-
ländischen Krieg“ anknüpfen zu 
können. Dadurch wollte er die al-
ten Stalinisten auf seine Seite zie-
hen.  Das millionenfache Verhun-
gern der Ukrainer während Stalins 
brutaler Industrialisierung wurde 
von der russischen Regierung eben-
falls verschwiegen. Putin kritisierte 
in der Ukrainefrage Lenin, der den 
Ukrainern eine gewisse Selbstän-
digkeit innerhalb der Sowjetunion 
zugestanden hatte. Putin wertete, 
wie einst Stalin im Weltkrieg, die 
Russisch-orthodoxe Kirche samt 
Homophobie, Sexismus und An-
tisemitismus auf, um gegen den li-
beralen „Westen“ zu polemisieren. 
Oppositionelle und Journalisten 
im eigenen Land ließ er einsperren 
oder umbringen. Im Ausland unter-
stützte er durch seine Agenten so-
wohl rechtsradikale Parteien, wie 
zum Beispiel den Front National in 
Frankreich als auch antiwestliche 
Linke. Hauptgegner seiner Propa-
ganda sind die liberalen Werte des 
„Westens“ inklusive deren Flücht-
lingspolitik. Trumps Wahl und der 
Brexit sind unter anderem auch Er-
gebnis dieser Politik.

In dem Artikel werden Verhand-
lungen und die Beendigung der Auf-
rüstung und des Wirtschaftskrieges 
gegen Russland gefordert. Die rus-
sische Regierung soll sich also alles 
erlauben können, ohne Konsequen-
zen zu erleiden? Nein, wir müssen 
die Ukraine mit Waff en unterstützen 
und aufrüsten, sonst errichtet Putin 
sein „Großrussland“ ohne Demo-
kratie und Menschenrechte. Außer-

dem bedroht er Staaten wie Molda-
wien, die baltischen Staaten und Po-
len. Die „Zeitenwende“ muss auch 
ein Signal an andere Staaten sein, die 
ebenfalls Atomwaff en besitzen, dass 
sich auch eine Atommacht nicht je-
des beliebige Land ohne Folgen ein-
verleiben kann. Wenn der Westen 
alles hinnehmen würde, würden an-
dere Aggressoren eher ermutigt als 
abgeschreckt und die Gefahr eines 
dritten Weltkrieges würde erhöht. 
Waff enhilfe an die Ukraine begrenzt 
eher das Risiko einer atomaren Es-
kalation, weil sich etwa Chinas Re-
gierung die möglichen Folgen eines 
Angriff s auf Taiwan dadurch gut 
überlegen wird. Eine Schwäche des 
Westens könnte auch den Iran, der 
Russland mit Waff en unterstützt, 

Es gab mehr positive Resonanz als ne-
gative.

Zwei positive Zuschriften haben mich 
allerdings ziemlich betroffen gemacht, um 
nicht zu sagen: erschreckt. Hier wurde mir 
„Mut“ attestiert, weil ich meine Meinung 
veröffentlichte. Mut empfand ich eigentlich 
nicht, weil ich (immer noch) davon ausgehe, 
dass das Grundrecht der freien Meinungs-
äußerung auch in diesen Zeiten noch nicht 
zur Disposition steht. Rückblickend auf die 
„Corona-Jahre“ habe ich allerdings schon 
einen Konformitätsdruck gespürt, den ich 
so noch nicht kannte. Der Unterschied zu 
früher war, dass dieser Druck von dem ge-
wohnten Links-Rechts/Konservativ-Sche-
ma abwich und plötzlich auch von sonst 
„Gleichgesinnten“ übernommen wurde. 
Das setzt sich jetzt anscheinend fort.

Denn auffällig ist, dass die LeserIn-
nenbriefe i.d.R. mit Beschimpfungen und 
Ehrabschneidungen verbunden sind (z.B. 
Empathielosigkeit, Unsinn verzapft, liebge-
wordene Feindbilder gepfl egt, starr an Vor-
urteilen zu kleben, reichlich demagogisch, 
dogmatisch versprengte Altlinke, Pfl ege 
einseitiger Weltbilder, krude, ideologisch 
verbohrt); in einem Leserbrief fi nden sich 
allein 20 (!) davon. Wohlgemerkt von Ge-
werkschaftsmitgliedern, die mich aus jahr-
zehntelangem gewerkschaftlichem Enga-
gement her kennen.

Es setzt objektiv Menschen herab, die 
so denken wie ich und sich nicht im Main-
stream der (ver)öffentlich(t)en Meinung 
bewegen. Es ist dazu angetan, die gesell-
schaftliche Kritik an den politischen Vor-
gaben weiter zu isolieren. 

Dabei war Kritik an der (vor)herrschen-
den Politik bisher doch begleitender und 
wesentlicher Bestandteil unserer politi-
schen und gewerkschaftlichen Arbeit. 

Inhaltlich bewegen sich die meisten 
Argumente der Repliken auf dem, 
was uns täglich in den Medien be-
gegnet, und verstärken so das hege-
moniale Narrativ, was von den Leser-
briefschreiberInnen ja auch als das 
richtige angesehen wird.

Was auffallenderweise nicht ange-
sprochen wurde:
a) Die Verengung des medialen Blickwin-
kels auf die G-7- und ihnen nahestehenden 
Staaten und die weitgehende Ausblendung 
der „zweiten“ und „dritten Welt“. Das ist 
zwar nichts Neues und ist bei der Corona-
Politik wieder aufgeblitzt, als Deutschland 
zusammen mit anderen sich gegen eine 
Aufhebung der Impfpatente für ärmere 
Länder stark machte.

b) Die international heiß diskutierte stra-
tegische Frage von multilateraler Weltord-
nung contra unipolarer unter US-Vorherr-
schaft.
c) Ein realistisches Bild von der Ukraine (als 
oligarchischer Staat mit einer der höchsten 
Korruptionsraten), den USA (innere und äu-
ßere Widersprüche) und Russland (Versuch 
der Übernahme einer neoliberalen Politik 
unter Jelzin).
d) Die Rolle markt- und politikbeherr-
schender multinationaler Unternehmen 
und die Konkurrenzverhältnisse – nicht 
nur, aber auch auf dem Energiesektor. Dass 
jetzt Gas von der Wertegemeinschaft von 
Katar oder das siebenmal teurere und um-
weltschädlichere Fracking-Gas der USA das 
Pipeline-Gas aus Russland ersetzt, ist da-
bei nur ein kleiner Mosaikstein.
e) Kaum oder oberfl ächlich angesprochen
wird die nationale und internationale 
Reichtumsverteilung
f) Kaum oder oberfl ächlich angesprochen 
wird der Zusammenhang von ökologischer 
Frage und Rüstung/Krieg. Hier nur darauf 
zu verweisen, wer den Krieg angefangen 
hat und ihn ja jederzeit wieder beenden 
könne, reicht nicht, weil auch dieser Krieg 
eine Vorgeschichte hat.
g) Putin für so ziemlich alle Fehlentwick-
lungen dieser Welt hinzustellen und dabei 
die Geschichte des Westens in Lateiname-
rika, die Regime-Changes und „failed sta-
tes“ usw. auszublenden, ist für eine sach-
liche Erörterung nicht gerade förderlich
h) Die Sanktionspolitik (der Wirtschafts-
krieg) des Westens und ihre Auswirkungen 
auf die sozialen und ökologischen Verhält-
nisse hierzulande und im globalen Süden 
werden weitgehend ausgeblendet.
i) Ein immer wieder auftauchendes Argu-
ment ist das Folgende:

Der Ukraine-Krieg sei mit dem 2. Welt-
krieg gleichzusetzen (Putin = Hitler und die 
NATO als Befreiungsarmee gegen den Pu-
tin-Faschismus). Es gehe sogar „um den 
globalen Kampf gegen den erneut auf-
steigenden internationalen Faschismus“. 
Der sei nicht mit voluntaristischen Mitteln 
wie ‚Kein Tag länger Krieg‘ zu gewinnen!

Verhandlungen brächten nichts. Frie-
den sei nicht ohne (Verteidigungs-)Krieg 
zu haben. Der Krieg könne nur mit dem 
Sieg der Ukraine beendet werden. Es gehe 
kein Weg daran vorbei, „den Krieg auszu-
kämpfen und dem russischen und globalen 
Faschismus eine entscheidende Niederla-
ge beizubringen.“ Ja: Den Ukraine-Krieg 
ohne Gegenwehr hinzunehmen, erhöhe 
sogar die Gefahr eines 3. Weltkriegs. Und 
das Beispiel Afghanistan zeige, was es be-
deutet, sich vorzeitig aus einem Krieg zu-

rückzuziehen: Jetzt herrschen dort die Ta-
liban! Der Rückzug sei falsch gewesen.

Faschismus nur und vor allem in Russ-
land anzusiedeln negiert ja wohl völlig 
den bisherigen Stand der kritischen poli-
tischen Ökonomie, nämlich Faschismus als 
Lösungsvariante der Verwertungsschwie-
rigkeiten des Kapitalismus durch Diktatur 
und Militarisierung und die vielen entspre-
chenden Bewegungen unter dem Schirm 
der NATO: von Trump über Erdogan, Le Pen, 
Italien, aber auch Bolsonaro u.a.

Aber auch die Legionen von Regime-
changes durch die USA durch Geheim-
dienste und Militär, vom „Vorhof“ Süd- 
und Mittelamerika, ihrer ursprünglichen 
und langjährigen Unterstützung von Sa-
dam Hussein in seinem 7-jährigen Krieg 
gegen den Iran, Bin Laden (der seine Dia-
lyse in US-Militärhospitälern vornehmen 
ließ, bis er in Ungnade fi el) und die Auf-
rüstung der Taliban (gegen die damalige 
UdSSR) spielen für Überlegungen zur in-
ternationalen Sicherheit offensichtlich kei-
ne Rolle!

Speziell für Afghanistan: Dort konnten 
schon einmal Mädchen in die Schulen 
gehen und waren Frauen gleichberech-
tigt, nämlich begrenzt seit 1933, als die 
Engländer aus dem Land getrieben wa-
ren, dann in den folgenden Republiken 
1973 und 1978, welch letztere von 1979 
bis 1989 durch die russische Besatzung 
gestützt wurde, bis dem ein Ende berei-
tet wurde durch die von den USA unter-
stützten Taliban. Gerade an Afghanistan 
kann besonders gut gezeigt werden, was 
den USA wichtig(er) ist: die Befreiung der 
Frauen und Beendigung von religiösem 
Terror oder die Zurückdrängung Russlands 
zulasten der Zivilisation. Aber für meisten 
scheint ja der Krieg in Afghanistan erst 
mit dem 11. September 2001 begonnen 
zu haben.

Auch die Geschichte Irans weist Ähn-
lichkeiten auf. 1951 wurden die westlichen 
Ölkonzerne verstaatlicht, zwei Jahre spä-
ter wurden sie durch einen von der CIA 
unterstützten Putsch den Alteigentümern 
wieder zurückgegeben. Regime-Change 
durch die USA ist keine Erfi ndung der Neu-
zeit, sondern zieht sich durch die gesam-
ten letzten 70 Jahre.

Herbert Storn
die AG zu Krieg und Frieden

 in der GEW 

ermutigen zu eskalieren, um in sei-
ner Region die Vormacht zu erlan-
gen. Was passiert, wenn der Wes-
ten in Friedensverhandlung nach-
gibt, zeigt das Beispiel Afghanis-
tans. Trump hatte dort den Fehler 
gemacht, Friedensverhandlungen 
mit den Taliban zu führen. Jetzt 
herrschen dort die Taliban, die al-
le Versprechungen gebrochen ha-
ben. Mädchen dürfen nicht mehr 
in die Schule gehen und das Land 
versinkt in Armut. Frieden ist wich-
tig, aber nicht um jeden Preis. Eine 
Bildungsgewerkschaft wie die GEW 
sollte sich für Freiheit und Gerech-
tigkeit und gegen Unterdrückung 
und Diktatur wenden. 

Wolfram Spitta,
Ernst-Reuter-Schule II

Replik.
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1. Mai 2023 auf dem Frankfurter Römer – voller denn je …

Der Fachkräftemangel trifft die Schulen 
hart: Über 80.000 Lehrkräfte könnten in 
Deutschland schon bald fehlen1 – wäh-
rend die Zahl der Schüler*innen weiter 
steigen dürfte. Schon jetzt sind Tausende 
Stellen nicht besetzt. 80 Prozent der Schul-
leitungen können ihre Schüler*innen nicht 
ausreichend beim Lernen unterstützen. Ein 
Drittel der Kinder und Jugendlichen zeigt 
deutliche Lernrückstände.2 Wir fordern 
die Kultusministerkonferenz auf, jetzt ei-
ne tragfähige und nachhaltige Lösung für 
den Lehrkräftemangel zu entwickeln.

Mehr Pfl ichtstunden, weniger Teilzeit, 
Ausweitung von Hybridunterricht – Maß-
nahmen wie diese schlägt die Ständige 
Wissenschaftliche Kommission (SWK), ein 
Beratungsgremium der Kultusministerkon-
ferenz, vor. Doch klar ist: Lehrer*innen, 
die aktuell bereits am Limit arbeiten, wür-
den so nur weiter verheizt. Attraktiver für 
Nachwuchslehrer*innen wird der Beruf so 
jedenfalls nicht – im Gegenteil. 

Wir fordern von der Kultusminister-
konferenz:

1. Viele Lehrer*innen arbeiten an ih-
rer Belas tungsgrenze. Das schreckt jun-
ge Menschen ab, sich für diesen Beruf zu 
entscheiden. Es braucht dringend bessere 
Arbeitsbedingungen wie eine Senkung der 
Arbeitszeit, kleinere Klassen, mehr Aus-
gleichsstunden, einen besseren Gesund-
heitsschutz und Unterstützungssysteme 
wie Team-Coaching und Supervision.

2. An Schulen ist weit mehr zu tun 
als nur der Unterricht. Zudem überneh-
men Lehrer*innen viele fachfremde Auf-
gaben. Mehr multiprofessionelle Teams 
und die Einstellung von Verwaltungs- und 
IT-Expert*innen können Lehrkräfte entla-
sten und zusätzliche Arbeitskapazitäten 
schaffen.

3. Die Attraktivität des Lehrkräfte-
berufs muss gesteigert werden. Dazu ge-
hört beispielsweise die gleiche Bezahlung 
der Grundschullehrer*innen mit den Lehr-

kräften anderer Schulformen. Die Arbeit 
an den Grundschulen aufzuwerten, die 
überwiegend von Frauen geleistet wird, 
ist überfällig – das gilt auch für Schulen 
der Sekundarstufe I.

4. Es müssen dringend mehr Studi-
en- und Referendariatsplätze geschaffen 
werden. Die angehenden Lehrkräfte müs-
sen besser betreut werden, damit sie ihre 
Ausbildung erfolgreich beenden können. 

5. Kurzfristig ist der Bildungsbetrieb 
auf Quer- und Seiteneinsteiger*innen an-
gewiesen. Auch die Arbeitsbedingungen 
der Quer- und Seiteneinsteiger*innen 
müssen verbessert werden. Sie benötigen 
genügend Zeit und Qualifi zierungsange-
bote, um sich fehlende, vor allem päda-

gogische Ausbildungsinhalte anzueignen. 
Nach erfolgreicher Ausbildung sollen ihre 
Abschlüsse voll ausgebildeten Lehrkräften 
gleichgestellt werden.
Weitere notwendige Maßnahmen, die die 
Bedingungen für Lehrer*innen und Schü-
le r*in nen verbessern, haben wir in un-
serem 15-Punkte-Programm zusammen-
gestellt: https://www.gew.de/15-punkte-
gegen-lehrkraeftemangel

Warum ist das wichtig?

Die Bundesländer haben es verpasst, 
rechtzeitig für ausreichend Nachwuchs 
an den Schulen zu sorgen. Die Folgen 
zeigen sich jetzt: Massenweise fallen 
Stunden aus, erste Schulen schicken ihre 
Schüler*innen zeitweise in den Distanz-
unterricht. Die Bildungschancen insbe-

sondere von Kindern und Jugendlichen 
aus fi nanziell benachteiligten Familien 
verschlechtern sich dadurch zunehmend. 
Wenn die älteren Lehrkräfte in Pension 
oder Rente gehen, droht eine noch mas-
sivere Personalnot an den Schulen. Für die 
Bildungsqualität der jungen Generation ist 
das insgesamt eine große Gefahr.

Aber auch die Lehrkräfte leiden un-
ter der Situation. In einer Umfrage gaben 
80 Prozent aller Lehrer*innen, an deren 
Schule Personal fehlt, an, psychisch und 
körperlich unter der Belastung zu leiden 
– von Schlafstörungen über Zukunftsäng-
ste bis hin zum Burn-out.3 Ohne den Ein-
satz dieser engagierten, aber stark bela-
steten Leh re r*in nen würde das Schulsy-
stem schon lange nicht mehr laufen. 

„Die Politik darf nicht den Fehler ma-
chen, den dramatischen Lehrkräfteman-
gel auf dem Rücken der Lehrkräfte und 
letztlich der Kinder, Jugendlichen und auch 
der Eltern auszutragen“, stellt Maike Fin-
nern, Vorsitzende der Gewerkschaft Er-
ziehung und Wissenschaft, klar.4 Fakt ist 
aber: Genau das passiert gerade. Wir for-
dern von der KMK eine tragfähige, gemein-
same Strategie der Bundesländer, die die 
Arbeit der Lehrkräfte wertschätzt und den 
Fachkräftemangel nachhaltig stoppt. Wir 
sind gerne dazu bereit, unsere Vorschlä-
ge mit der KMK zu diskutieren und mitei-
nander Lösungen gegen den dramatischen 
Lehrkräftemangel zu fi nden.

… auch beim Ostermarsch am 
10. April 2023 war der Frankfurter
Römerberg voller denn je.

An: Kultusministerkonferenz (KMK), insb. Udo Michallik (Generalsekretär), Astrid-Sabine Busse (Präsidentin), 
Christine Streichert-Clivot (1. Vizepräsidentin) 

Wir brauchen Lehrer*innen! Personalnot jetzt
bekämpfen!!

Quellen: 
1 „Bildungsforscher hält Berechnungen 
der Kultusminister teilweise für ,unseriös‘“, 
Spiegel Online, 25. Januar 2022. „Lehr-
kräftemangel: Tausende Stellen unbesetzt“. 
2 „Das Deutsche Schulbarometer“, Robert 
Bosch Stiftung, November 2022. 
3 „Hilfl os, unzufrieden, krank“, Spiegel 
Online, 30. Januar 2020. 
4 „GEW: ,Politik darf eigene Fehler nicht 
auf dem Rücken der Lehrkräfte austra-
gen!‘“, GEW, 27. Januar 2023.

Aus dem Vorwort:
In Artikel 69 der Hessischen Ver-
fassung heißt es unmissverständ-
lich: „Hessen bekennt sich zu Frie-
den, Freiheit und Völkerverständi-
gung. Der Krieg ist geächtet. Jede 
Handlung, die mit der Absicht vor-
genommen wird, einen Krieg vor-
zubereiten, ist verfassungswidrig.“

Die Realität in Hessen sieht an-
ders aus. Hier ansässige Rüstungs-
konzerne schmieden Waffen, die 
in Kriegs- und Krisengebieten zum 
Einsatz kommen, Auslandseinsät-
ze der Bundeswehr werden vorbe-
reitet und an Hochschulen militä-
rische Forschungen betrieben. (…)

Es braucht endlich eine zivile 
Zeitenwende für Diplomatie und 
Abrüstung sowie den Einsatz von 
fi nanziellen Ressourcen für soziale
Sicherheit und Klimaschutz. Gerade 
vor dem Hintergrund des Ukraine-
Krieges ist es wichtig, sicherheitspo-
litische Alternativen zu Rüstungs-
export und Aufrüstung zu formu-
lieren. (…)

Hessen ist einer der größten Rüs-
tungsstandorte in der BRD. Insge-
samt konnten 108 Firmen mit rüs-

tungsrelevanter Produktion und 
Dienstleistungen in 48 Gemeinden 
Hessens ausfindig gemacht wer-
den. Darunter sind Marktführer 
wie Rheinmetall und Kraus-Maff ei-
Wegmann in Kassel, deren Panzer 
in Konfl iktregionen dieser Welt zum 
Einsatz kommen. (…)

Von den 13 hessischen staat-
lichen Hochschulen haben sieben 
eine Zivilklausel oder eine interne 
Regelung, die der Hochschule eine 
freiwillige Verpfl ichtung auferlegt, 
keine Forschung mit militärischem 
Nutzen zu unterstützen. DIE LINKE 
hat vielfach die Bewegungen für Zi-
vilklauseln an den Hochschulen un-
terstützt und wird sich dafür einset-
zen, dass die verbliebenen Einrich-
tungen noch zu entmilitarisierten 
Zonen werden.

DIE LINKE hatte bereits 2011 
und 2018 einen Rüstungsatlas Hes-
sen vorgelegt. Nun liegt eine dritte 
überarbeitete und aktualisierte Ver-
sion vor, die informieren und dazu 
anregen soll, Diskussionen über Al-
ternativen zu Rüstungsproduktion 
und einer Militarisierung nach in-
nen und außen zu führen. Die vor-
liegende Dokumentation soll der 
Friedensbewegung und allen Inte-
ressierten wichtige Informationen 
an die Hand geben.

Arbeiten wir, auch in Zeiten in 
denen die Logik des Militärischen 
überhand zu nehmen scheint, ge-
meinsam daran, dass der friedens-
politische Gehalt, der Einsatz für 
Frieden, Freiheit und Völkerverstän-
digung und die Ächtung von Krieg 
und Rüstung Leitlinie hessischer 
Landespolitik werden.

Jan Schalauske,
Friedenspolitischer Sprecher

der Fraktion DIE LINKE. im Hes-
sischen Landtag

TERMINE l FEIERN UND KÄMPFEN
l GEW-Fest für langjährige Mitglieder

Freitag, 23. Juni 2023 ·  ab 17 Uhr ·  im DGB-Haus

l Zentraler Aktionstag der GEW am 20. September 2023
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